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 Editorial

Hurra  
Deutschland
Es geht voran. Junge Menschen mögen 
den Staat und die Verwaltung. Bei der 
Vorstellung der diesjährigen forsa 
„Bürgerbefragung öffentlicher Dienst“, 
am 24. August in Berlin, war die Kern-
aussage glasklar: Bei keiner Alters-
gruppe kommen Staat und Verwaltung 
so gut weg, wie bei jungen Menschen. 
Wer hätte das gedacht? Gerade junge 
Menschen standen im Verdacht, die 
Leistungen des Staates wenig zu schät-
zen. Ganz offensichtlich eine Fehlmei-
nung. Gerade die Altersgruppe zwi-
schen 14 und 29 Jahren erkennt in 
zunehmendem Maße die Leistungen 
des Staates an.

Die „Bürgerbefragung öffentlicher 
Dienst“ gibt Auskunft  über die Trends 
der letzten Jahre: Bildung ist und bleibt
die wichtigste staatliche Dienstleistung 
für die Bürger. Bei der Frage nach den 
zehn wichtigsten Behörden und Ein-
richtungen werden die Schulen an 
erster Stelle genannt.

Sind in Stammtischrunden vergangener 
Jahre Lehrerinnen und Lehrer oft in 
einem Atemzug mit Versicherungsver-
tretern und Gebrauchtwagenhändlern 
genannt worden, so belegt die forsa-
Umfrage einen deutlichen Imagewan-
del. Die Menschen in unserem Land 
haben die Bedeutung von Bildung 
erkannt und sie sehen, was Lehrerin-
nen und Lehrer täglich leisten, um 
ihren Schülern Bildung zu vermitteln. 
Wer heute von Lehrerinnen und Leh-
rern spricht, der tut das nicht mehr mit 
einem milden Lächeln um die Lippen, 
sondern mit Respekt. Der Lehrberuf 
rangiert unter den zehn geachtetsten 
Berufen innerhalb des öffentlichen 
Dienstes. Gemessen am prozentualen 
Zuwachs an Bedeutung liegen wir auf 
Platz eins der Gesamtliste. Unser Anse-
hen hat sich in den vergangenen zehn 
Jahren um zwölf Prozent gesteigert, so 
viel wie in keiner anderen Berufs-
gruppe. Wir können mit Stolz auf 
unsere Arbeit ins neue Schuljahr star-

ten und mit der Gewissheit, dass unsere 
Arbeit zunehmend wahrgenommen 
wird, auch und gerade von jungen 
Menschen.

Was macht denn unser Ansehen aus? 
Was sagt man uns denn so nach? Wel-
che Adjektive beschreiben uns denn am 
besten? Es sind die folgenden: Wir sind: 
pflichtbewusst, verantwortungsbe-
wusst, zuverlässig, kompetent und 
rechtschaffen. Alles Eigenschaften, die 
von den Bürgern in unserem Land mit 
über 70 Prozent bewertet wurden. Falls 
es Sie interessiert, was denn unsere 
schlechteste Eigenschaft sei? Nun, wir 
seien stur, sagt der Volksmund.

Nach so vielen Breitseiten, die wir in 
den letzten Jahren einstecken mussten, 
bekommen wir nun in einer repräsen-
tativen Umfrage eines renommierten 
Meinungsforschungsinstitutes beschei-
nigt: Wir machen richtig gute Arbeit 
und es wird auch so wahrgenommen. 
Und noch etwas Schönes gebe ich 
Ihnen mit ins neue Schuljahr: Die Unter-
suchung gibt es seit zehn Jahren und 
die Tendenz ist klar: Es geht nach oben.

Passen Sie auf sich auf, bleiben Sie 
gesund!

Es grüßt Sie herzlichst

Ihr

VBE Landesvorsitzender

Gerhard Brand

Link zur Umfrage:
www.dbb.de/teaserdetail/artikel/daumen-hoch-
junge-menschen-moegen-staat-und-verwal-
tung.html
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Univ.-Prof. Dr. Felicitas Thiel, Professorin für 
Schulpädagogik und Schulentwicklungs-
forschung an der Freien Universität Berlin

 Editorial Auf den Unterricht 
kommt es an

Systemstrukturen oder 
Unterrichtsqualität?
Lange Zeit hat sich die Schulpolitik 
nahezu ausschließlich mit Strukturfra-
gen beschäftigt. Dabei ging es nicht 
nur um eine stärkere Integration der 
unterschiedlichen Bildungsgänge, son-
dern auch um die Verkürzung der Lern-
zeit bis zum Abitur oder um die Flexibi-
lisierung der Schuleingangsphase. 
Wenngleich Reformen wie die Ab-
schaffung der Hauptschule, die in groß-
städtischen Ballungsgebieten teilweise 
weniger als 10 % eines Altersjahrgangs 
umfasste, aufgrund der belegten nega-
tiven Kompositionseffekte ein Gebot 
der Vernunft waren, garantiert diese 
Strukturentscheidung allein in keiner 
Weise eine Verbesserung der Schulqua-
lität oder eine stärkere Entkopplung 
des Bildungserfolgs von der sozialen 
Herkunft. Zahlreiche Studien belegen, 
dass Lernerfolg nicht in erster Linie auf 
der System- oder Schulebene entsteht, 
sondern auf der Ebene des Unterrichts. 
Kontextbedingungen spielen zwar für 
die Ermöglichung (oder Erschwerung) 
von Unterrichtsentwicklungsprozessen 
eine wichtige Rolle, sie sind aber kei-
nesfalls hinreichend für einen lernwirk-
samen Unterricht. 

Wie die Lernumgebung gestaltet ist 
und wie die Lernenden im individuel-
len Lernprozess unterstützt werden, ist 
ausschlaggebend für den Lernertrag. 
Dabei hat die Qualität des Unterrichts 
insbesondere für Lernende mit schwa-
chen Eingangsvoraussetzungen und 
einem ungünstigen häuslichen Lern-
umfeld einen zentralen Stellenwert für 
die Lernbiografie.

Welche Merkmale des Unter-
richts sind entscheidend?

Die deutsche Didaktik hat sich lange 
Zeit in erster Linie als Stoffdidaktik ver-
standen. Guter Unterricht ist aus dieser 
Perspektive ein Unterricht, der den 
Gegenstand entsprechend der Wis-
sensarchitektur einer bestimmten 
Domäne möglichst umfassend und fol-
gerichtig aufbereitet. Im Verhältnis zu 

Fragen des Kanons hatten lernpsycho-
logische Überlegungen zur kognitiven 
Verarbeitung von Informationen oder 
zu motivationspsychologischen Aspek-
ten des Lernens aus dieser Sicht nach-
rangige Bedeutung. Mit einer stärke-
ren Orientierung der Didaktik an der 
angelsächsischen Bildungsforschung 
und der wachsenden Heterogenität der 
zu unterrichtenden Lerngruppen gerie-
ten die Lehr-Lern-Prozesse in den ver-
gangenen Jahren stärker in den Fokus. 
Die grundlegende Frage einer lernpsy-
chologisch orientierten Didaktik ist, 
wie der Prozess des Erwerbs neuen Wis-
sens entsprechend den individuellen 
Voraussetzungen der jeweiligen Ler-
nenden bestmöglich unterstützt wer-
den kann. Die Unterrichtsforschung 
unterscheidet dabei drei zentrale 
Anforderungen: 
•	Wie können kognitive Prozesse der 

Wahrnehmung, Verarbeitung und 
Speicherung von Informationen sowie 
des Transfers von Wissen gut unter-
stützt werden?
•	Wie können Schülerinnen und Schüler 

dazu motiviert werden, Anstrengung 
beim Lernen zu investieren, und zwar 
auch dann, wenn Nutzen oder Spaß 
nicht unmittelbar in Aussicht stehen 
oder wenn ein Misserfolg droht?
•	Wie kann das Verhalten der Schüle-

rinnen und Schüler einer Schulklasse 
so gesteuert werden, dass die Interak-
tion lernzielbezogen verläuft und 
Störungen minimiert werden?

Für jede der drei Dimensionen lassen 
sich Indikatoren formulieren, die kon-

kretisieren, was einen hochwertigen, 
lernwirksamen Unterricht auszeichnet. 
Lernpsychologische Überlegungen bil-
den den Ausgangspunkt der Identifika-
tion von Qualitätsmerkmalen. So wird 
zum Beispiel aus der begrenzten Kapa-
zität des Arbeitsgedächtnisses die Not-
wendigkeit einer guten Strukturierung 
neuen Wissens abgeleitet. Alte reform-
pädagogische Glaubenssätze, wie 
„Guter Unterricht ist offener Unter-
richt“, werden durch lernpsychologi-
sche Befunde und Theorien mitunter 
infrage gestellt. 

Ein wichtiger Hinweis der aktuellen 
Unterrichtsforschung betrifft die Unter-
scheidung zwischen Oberflächen- und 
Tiefenstrukturen des Unterrichts. Nicht 
selten wird Unterricht hinsichtlich der 
Oberflächenstrukturen beurteilt. Als 
guter Unterricht gilt dann Unterricht, 
der viele Gruppenarbeitsphasen 
umfasst, oder Unterricht, der problem-
basiert ist. Dabei sind es vielmehr Merk-
male wie die Qualität der Erklärungen 
und der Fragen oder die Formulierung 
und Begründung von Vermutungen 
sowie der regelmäßige Vergleich von 
Lösungswegen, die im Zusammenhang 
mit dem Lernerfolg der Schülerinnen 
und Schüler stehen. Wenn Schülerinnen 
und Schüler gelernt haben, sich gegen-
seitig entsprechende Erklärungen zu 
geben oder kognitiv aktivierende Fra-
gen zu stellen, wenn sie über die ent-
sprechenden Lernstrategien verfügen, 
dann kann Gruppenarbeit gelingen. 
Wenn dies nicht der Fall ist, muss die 
Lehrkraft für die lernwirksamen Tiefen-
strukturen des Unterrichts Sorge tragen.
 
Wie kann Unterrichtsqualität  
entwickelt werden?

Jede Maßnahme der Entwicklung von 
Unterrichtsqualität muss an der Weiter-
entwicklung des professionellen Wis-
sens und der professionellen Kompe-
tenzen von Lehrkräften ansetzen. Aus-
bildung sowie Fort- und Weiterbildung 
haben eine zentrale Funktion für Qua-
litätssicherung und -entwicklung im 
Schulsystem. 

Die Bildungsforschung hat unterschied-
liche Bereiche der Lehrexpertise identi-
fiziert. Was das Wissen betrifft, sind 
fachliche, pädagogische und fachdi-
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Pressemeldungen

Weitere aktuelle 
Pressemeldungen finden 

Sie auf unserem VBE-Blog:
www.bildung-und-erziehung-vbe.de

oder auf der VBE Homepage:
www.vbe-bw.de

daktische Aspekte gleichermaßen rele-
vant. Aber auch über die für den Lehr-
beruf so typischen Kompetenzen ist 
heute aus der Forschung viel bekannt: 
so etwa die Planungskompetenz – die 
lange Zeit zu Unrecht wenig Aufmerk-
samkeit fand –, die Kompetenz der 
raschen Wahrnehmung von lernwirksa-
men oder lernhinderlichen Ereignissen 
im Klassenzimmer oder die Fähigkeit, 
auch unter großem Handlungsdruck 
gute Entscheidungen zu treffen. 

Umfangreiche Praxiserfahrungen sind 
eine notwendige, aber keine hinrei-
chende Voraussetzung für die Entwick-
lung und Weiterentwicklung dieser 
Kompetenzen. Zentral ist neben dem 
fachlichen, fachdidaktischen und päd-
agogischen Wissen die Bereitschaft, 
den eigenen Unterricht kontinuierlich 
auf der Grundlage konkreter Qualitäts-
indikatoren zu reflektieren. Schülerbe-
fragungen mit Fragebögen, die die Tie-
fenstrukturen des Unterrichts erfassen, 

sind hier ebenso hilfreich wie ein kolle-
giales Feedback, das nicht nur an der 
Oberfläche kratzt. Auch ein Unter-
richtsfeedback durch die Schulleitung, 
das in konkrete Entwicklungsvereinba-
rungen mündet, kann ein wirksames 
Instrument der Unterrichtsentwicklung 
sein, wenn das Feedback konstruktiv 
erfolgt und Unterstützungsangebote 
zur Weiterentwicklung von Kompeten-
zen aufgezeigt werden. 
Felicitas Thiel 

VBE: Mehr Engagement aller Eltern bei der Erziehung ihrer Kinder 
würde zu einem größeren Erfolg bei weiteren Vergleichstests führen

Der Verband Bildung und Erziehung 
(VBE) begrüßt, dass die Kultusministe-
rin die Qualität von Schule und Unter-
richt durch Umstrukturierungen ver-
bessern will. Naturgemäß kann sie 
aber nur an den Stellschrauben dre-
hen, für die die Kultusbehörde zustän-
dig ist. „Nicht außer Acht lassen darf 
man den enormen Einfluss, den Eltern 
auf die Bildungsbiografie ihrer Kinder 
haben“, behauptet der VBE-Sprecher. 
Wenn Unterricht generell gestört 

nicht sein, dass täglich kost-
bare Zeit verschwendet 
werde, weil in vielen Klas-
senzimmern von den Leh-
rern grundsätzlich zunächst 
einmal die für den Unter-
richt notwendige Arbeits-
ruhe hergestellt werden 
müsse, mahnt der VBE-Spre-
cher eigentlich Selbstver-
ständliches an. Bereits PISA 
habe gezeigt, dass das Ein-
fordern von Leistung für 

den Lernerfolg effektiver sei als der 
Verzicht darauf, betont der VBE-Spre-
cher. 

Ohne Anstrengung, ohne die richtige 
Mischung aus Motivation und Üben 
lernten die Schüler zu wenig. Das 
werde gerade bei den Kulturtechniken 
Lesen, Schreiben und Rechnen deut-
lich, die ohne Fleiß und beharrliches, 
eigenständiges Üben nicht zu bewerk-
stelligen seien – auch bei Ganztags-
schulen zuweilen daheim im Eltern-
haus. 

Die früh einsetzende Erziehung der 
Kinder durch engagierte Eltern bietet 
eine solide Basis für den Schulerfolg. 
Elternhaus und Schule sollten sich bei 
der Bildung und Erziehung der Kinder 
als verlässliche Partner sehen und ent-
sprechend achten.

werde, weil etliche Kinder 
nicht erzogen seien, 
wenn kontinuierliches 
Arbeiten nicht möglich 
sei, weil ständig Unter-
richtsmaterialien fehlten, 
nützten auch neue Insti-
tute wenig.

„Natürlich ist bei der Bil-
dung der Staat gefordert, 
der die Schulpflicht 
gesetzlich verankert hat. 
Trotzdem dürfen Eltern nicht aus ihrer 
Erziehungspflicht entlassen werden, 
die sogar im Grundgesetz so festge-
schrieben ist“, moniert der VBE-Spre-
cher. Zuallererst sind bei der Bildung 
und Erziehung der Kinder die Eltern 
gefordert, dann unterstützen Kinder-
gärten und Schulen diese bei ihrem 
heute sicher nicht einfachen Erzie-
hungsauftrag. Was in frühester Kind-
heit aus Nachlässigkeit oder Unwissen-
heit versäumt worden ist, lässt sich spä-
ter – wenn überhaupt – nur mit größter 
Kraftanstrengung und hohem finanzi-
ellen Aufwand wieder ausbügeln. Des-
halb müsste nach Auffassung des VBE-
Sprechers sinnvollerweise auch dort 
angesetzt werden, wo man am meisten 
bewirken kann: bereits beim Kleinkind.

In den Schulen sollte wieder mit „Diszi-
plin“ gelernt werden können. Es dürfe 

Michael Gomolzig
Pressesprecher des
VBE Baden-Württemberg
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VBE: Sorge um einen gesicherten Unterricht im neuen Schuljahr
Beim Verband Bildung und Erziehung 
(VBE) Baden-Württemberg teilt man die 
Sorgen der Schulleitungen, die sich noch 
nicht so richtig an die Deputatsvertei-
lung und an die neuen Stundenpläne 
für das kommende Schuljahr heran-
trauen, weil sie befürchten, dass auf-
grund der angespannten Versorgungs-
lage noch in den Ferien die eine oder 
andere Lehrkraft aus dem Kollegium 
abgezogen werden könnte und damit 
die ganze Tüftelei für einen optimalen 
Stundenplan umsonst gewesen war. 

Normalerweise werden zu Beginn der 
Sommerferien in den Schulen sämtli-
che Unterrichtsdeputate verteilt und 
es wird an optimalen Stundenplänen 
getüftelt, damit das neue Schuljahr 
vom ersten Tag an nach Plan anlaufen 
kann. Dieses Jahr halten sich aber etli-
che Schulleitungen noch damit zurück, 

weil sie aufgrund der unsicheren Ver-
sorgungslage der Schulen mit Lehrer-
stunden befürchten, für den Papier-
korb arbeiten zu müssen. Vor den 
Sommerferien wurden den Schulen 
anhand der aktuellen Schülerzahlen 
die Lehrerstunden für das kommende 
Schuljahr zugeteilt. Da aber sogar die 
Schulämter davon ausgehen, dass 
diese Zuweisung womöglich nicht end-
gültig ist, weil voraussichtlich Lehrer 
von einzelnen Schulen wieder abgezo-
gen werden müssen, um den plötzlich 
aufgetretenen Versorgungsengpass an 
einer Nachbarschule abzumildern, 
zögern die meisten Stundenplanma-
cher an den Schulen noch. „Zu Recht“, 
wie der VBE-Sprecher behauptet. 

Waren in früheren Jahren immer noch 
etliche Stunden aus dem sogenannten 
Ergänzungsbereich (Arbeitsgemein-

schaften, Stütz- und Förderstunden) als 
Manövriermasse vorhanden gewesen, 
fehlen die Stunden, seitdem es lediglich 
noch Zuweisungen für den Pflichtbe-
reich gibt. Hatte früher so manche 
Schule einen Lehrer als interne Krank-
heitsreserve zur Verfügung, sucht man 
heute solche Pädagogen wie die 
berühmte Stecknadel im Heuhaufen. 

Hatten die Schulen bei der diesjähri-
gen Bedarfsanalyse vor den Sommer-
ferien nämlich auch nur ein paar Stun-
den Überhang, wurden diese Lehrer-
stunden als befristete Abordnung an 
die Schule gegeben, die noch nicht 
nach der Vorgabe des Organisationser-
lasses ausgestattet war. „Die Schuläm-
ter müssen den Mangel möglichst 
gerecht verteilen; die Pädagogik leidet 
aufgrund der Rotstift-Politik“, bemän-
gelt der VBE-Sprecher die Vorgaben.

Spezialist für den Öffentlichen Dienst.

Sie geben alles. Wir 
geben alles für Sie: 
mit unserer Versorgungs- 
analyse für Frauen.

Sie kümmern sich um alles. Aber haben Sie dabei auch an  
sich gedacht? Viele Frauen im Öffentlichen Dienst arbeiten  
nur Teilzeit oder pausieren ganz. Gründe hierfür sind meist  
Kindererziehung oder die Pflege von Angehörigen. Zu dieser  
speziellen Situation hat die DBV sich Gedanken gemacht.  
Die Versorgungsanalyse zeigt Ihnen:

✔ mit welchen Bezügen Sie im Alter rechnen können

✔  wie Sie Ihre Versorgungslücke intelligent schließen können  
und trotzdem flexibel bleiben

✔ wie Sie Ihre finanzielle Unabhängigkeit im Alter bewahren

Lassen Sie sich jetzt von Ihrem persönlichen  
Betreuer in Ihrer Nähe beraten.

Mehr Informationen:  
FrauenimOeffentlichenDienst@dbv.de oder Telefon 0800 292 22 74.

AXA-DB-003-17 | Motiv: Versorgungsanalyse Frauen mit dbb Störer | Format: 210 x 148 mm | Beschnitt: 3 mm | Farbprofil: ISO Coated v2 (ECI) (CMYK)
Titel: VBE Magazin | ET: 26.05.2017 | Bearbeitet: marcoreuke | Stand: 24.04.2017
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Am 24. September ist Bundestagswahl – alle Parteien sind bereits in die Hochphase 
des Wahlkampfes gestartet und versprechen, in der nächsten Legislaturperiode 
alles besser zu machen. Trotz des Bildungsföderalismus sind die Ansichten der Parteien 
zu Bildung und Erziehung aber durchaus wichtig, nicht nur weil einige Parteien 
den Föderalismus im Bildungsbereich abschaffen wollen. Der Verband Bildung und 
Erziehung Baden-Württemberg hat eine kleine Übersicht über die Positionen 
der Parteien zu bestimmten Themen zusammengestellt, um Ihnen Informationen 
für Ihre Wahlentscheidung an die Hand zu geben.

Die Parteien sind nach der Größe der Fraktion im Bundestag angeordnet

Die CDU/CSU kündigt in 
ihrem Regierungsprogramm 
an, finanzielle Spielräume, 
die sich aufgrund der Wirt-
schaftslage derzeit ergeben, 
zur Investition in Bildung, 
Forschung und Infrastruktur 
zu verwenden. Ihr Ziel ist: 

„Alle Kinder in Deutschland sollen unabhängig von Her-
kunft, Einkommen oder Bildungsstand der Eltern die beste 
verfügbare Bildung und Ausbildung erhalten.“ Das beginnt 
schon bei der Kinderbetreuung. Neben dem Anspruch auf 
einen Kita-Platz und einen Platz im Kindergarten will die 
CDU/CSU einen Rechtsanspruch auf Betreuung im Grund-
schulalter einführen. 

Einen Fokus legt die CDU/CSU auf das Gymnasium, das als 
eigenständige Schulform erhalten werden soll, und auf die 
Stärkung der beruflichen Bildung. Die berufliche Bildung 
soll in ihrer Attraktivität gesteigert werden, unter anderem 
durch das Modell der „höheren Berufsbildung“, das dual 
Ausgebildeten mehr und neue Aufstiegschancen bietet. 

Bezüglich des Kooperationsverbots nimmt die CDU/CSU 
die Position ein, dass Bildung Ländersache ist und es auch 
bleiben soll. Dennoch existiert eine gesamtstaatliche Ver-

antwortung: Für eine Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse ist die Gleichwertigkeit der Bildung eine Vorausset-
zung. In einem ständigen gemeinsamen Dialog mit den 
Ländern sollen bildungspolitische Herausforderungen 
definiert und angegangen werden. Ein Augenmerk legt 
die CDU/CSU auf die deutsche Sprache als Teil der Identität 
und Leitkultur. Sie soll als Amtssprache, als Kultursprache, 
als Umgangssprache noch stärker gefördert und wertge-
schätzt werden.

Im Bereich der Digitalisierung will die CDU/CSU einen Digi-
talpakt für Schulen, der die erforderliche Ausstattung der 
Schulen sicherstellen soll und alle Schulen an das schnelle 
Internet anbindet. Weitere Ankündigungen sind eine 
innovative Bildungscloud und die Weiterbildung der Lehr-
kräfte, um die digitalen Kompetenzen der Schülerinnen 
und Schüler fördern zu können. Ein Schwerpunkt des 
Wahlprogramms ist der ländliche Raum. Den Erfahrungen 
in Bayern folgend, soll mit einer Dezentralisierungsstrate-
gie durch die Errichtung von Behörden, Schulen, Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen in der Fläche die 
Attraktivität des ländlichen Raums gesteigert werden. Zur 
Unterstützung von Kommunen hat die CDU/CSU auch 
bereits einen Fonds in Höhe von sieben Milliarden Euro 
geschaffen, um bei der Instandsetzung von Schulen und 
Bildungseinrichtungen zu helfen.

CDU/CSU: Für ein Deutschland, in dem wir gut und gerne leben

Das CDU-Regierungsprogramm: 
https://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/170703regierungsprogramm2017.pdf?file=1
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Für den meisten Wirbel hat 
bisher gesorgt, dass die SPD 
die Bildung von der Kita bis 
zum Master oder Meister 
gebührenfrei machen möch-
te. Das steht auch so im 
Regierungsprogramm der 
SPD. In der Kinderbetreuung 

möchte sie einen Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung 
von Kita- und Grundschulkindern etablieren. Ein ausrei-
chendes Angebot an Betreuungsplätzen in Krippen, Hor-
ten, Kitas, Kindergärten und Ganztagsschulen soll bereit-
stehen. Außerdem soll die Qualität von Kitas mit Unter-
stützung des Bundes gesteigert werden. Das umfasst die 
Ausstattung, die Ernährung in den Kitas und die Ausbil-
dung von Erzieherinnen und Erziehern.

Damit der Bund direkt in finanzschwachen Kommunen 
investieren kann, will die SPD das Kooperationsverbot auf-
heben. Eine „Nationale Bildungsallianz“ aus Kommunen, 
Ländern und Bund soll Kräfte bündeln. Digitale Bildung 
muss Gegenstand von Schul- und Unterrichtsentwicklung 
werden. Angesichts der Digitalisierung müssen Schülerin-

nen und Schüler Kompetenzen in Umgang, Einsatz, Gestal-
tung und Nutzung digitaler Medien erwerben. Neben Open 
Educational Resources, die allen zur Verfügung stehen, soll 
eine digitale, vernetzte Lern-Plattform eingeführt werden. 
Für den Schwerpunkt Unterrichtsqualität sollen Erkennt-
nisse über erfolgreiche Lern- und Unterrichtskonzepte für 
Schulen schneller nutzbar gemacht werden. Bildungsfor-
schung soll begleitend stattfinden und neue Bildungsstan-
dards sollen gemeinsam mit den Ländern für alle Bildungs-
bereiche und Schulstufen erstellt werden. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist der Fokus der SPD auf Integ-
ration und Inklusion. Niemand soll wegen seines religiö-
sen oder kulturellen Hintergrunds schlechtere Chancen 
haben. Die SPD unterstützt inklusive Bildung entlang der 
gesamten Bildungsbiografie. Dafür sollen notwendige 
technische, räumliche und personelle Ressourcen verbes-
sert werden. Allen Schülerinnen und Schüler soll Religions- 
und Ethikunterricht ermöglicht werden, was auch islami-
schen Religionsunterricht auf Deutsch von in Deutschland 
ausgebildeten Lehrkräften beinhaltet. Akademische und 
berufliche Bildung sieht die SPD gleichwertig, beide Wege 
sollen gestärkt werden.

SPD: Zeit für mehr Gerechtigkeit

Das SPD-Regierungsprogramm: https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Bundesparteitag_2017/Es_ist_Zeit_fuer_mehr_
Gerechtigkeit-Unser_Regierungsprogramm.pdf 

Das derzeitige 
Bildungssystem, 

so lautet die Ansicht der Linken, verschärft die soziale 
Spaltung in Deutschland. Außerdem wird ihrer Ansicht 
nach zu wenig Geld in Bildung investiert. Das soll sich 
ändern. Im Vordergrund steht das gemeinsame solidari-
sche Lernen, für das mehr Personal in Bildung und Erzie-
hung zur Verfügung stehen soll. Bei der Kinderbetreuung 
will die Linke ein ausreichendes, bedarfsgerechtes, quali-
tativ hochwertiges und beitragsfreies Ganztags-Betreu-
ungsangebot für Kinder, worauf ein Rechtsanspruch 
bestehen soll. Mit einem Kitaqualitätsgesetz soll bundes-
weit ein einheitlicher Betreuungsschlüssel festgeschrieben 
werden. Zur Kitaqualität gehört ebenfalls, dass die Arbeit 
von Erzieherinnen und Erziehern durch eine bessere 
Bezahlung, bessere Arbeitsbedingungen und eine Ausbil-
dung auf Hochschulniveau besser anerkannt wird.

Für Inklusion und Integration möchte die Linke zwei Inves-
titionsprogramme. Das Investitionsprogramm „Inklusive 
Bildung“ soll es ermöglichen, Bildungseinrichtungen barrie-
refrei umzugestalten. Neben den baulichen Voraussetzun-
gen will die Linke auch das 2-Pädagogen-Prinzip umsetzen. 
Im Schulgesetz soll zudem ein Rechtsanspruch auf inklusive 

Bildung verankert werden. Das Bund-Länder-Programm 
„Sofortmaßnahmen in der Bildung“ beinhaltet die Aus- 
und Weiterbildung von zusätzlichen Lehrkräften im DaZ-
Bereich, eine Erstausstattung für alle Kinder, Sprach- und 
Alphabetisierungskurse und entsprechende Mittel für Kom-
munen. Klar ist, dass das Kooperationsverbot komplett auf-
gehoben werden soll. Bildung soll insgesamt gebührenfrei 
sein, und zwar von der Kita bis zur Universität. 

In der Digitalisierung sieht die Linke eine Chance, vielen 
Menschen schnellen Zugang zu Informationen zu ermögli-
chen. Dafür sollen Kompetenzen im Bereich Medien und 
Information stärker vermittelt werden. Auch die IT-Aus- 
und Fortbildung der Lehrkräfte soll verstärkt werden. Als 
Teil der Bildungsausstattung soll jedes Kind ein mobiles 
Endgerät zur Verfügung haben, wofür kostenlose Leihge-
räte an den Schulen vorgehalten werden sollen. Einen 
Fokus legt die Linke auf die Gemeinschaftsschule. Sie ist 
eine Schule für alle und soll Ungleichheiten dadurch ent-
gegenwirken, dass sie kein Kind zurücklässt. Sie ist ganztä-
gig und bietet alle Schulabschlüsse an. Eine nicht zu ver-
nachlässigende Forderung der Linken sind – last, but not 
least – die Gleichstellung aller Lehrämter und eine insge-
samt bessere Bezahlung der Lehrkräfte.

Die Linke: Die Zukunft, für die wir kämpfen!

Das Wahlprogramm der Linken: 
https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf 
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Die Grünen möchten, 
dass jedes Kind die 
gleichen Chancen 
hat, seinen Traum 
verwirklichen zu kön-
nen. Das Kooperati-

onsverbot soll aufgehoben werden. Der Bund soll finanz-
schwache Kommunen unterstützen und ein Förderpro-
gramm zur Sanierung maroder Schulen auflegen. Insgesamt 
ist es das Ziel, 7 % der Wirtschaftsleistung in Bildung zu 
investieren. In der Kinderbetreuung soll der Bund pro Jahr 
mit 3 Milliarden Euro für den Ausbau des Angebots und die 
Verbesserung der Qualität der frühkindlichen Förderung 
mehr Verantwortung übernehmen. Alle Kinder haben einen 
Anspruch auf einen Kita-Ganztagsplatz. Mindeststandards 
für Qualität sollen diese bundesweit sicherstellen. Es soll ein 
Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in der Grundschule 
eingeführt werden. Am Aufbau von Ganztagsschulplätzen 
soll sich der Bund deswegen mit 4 Milliarden Euro beteiligen.

Kulturtechniken der Digitalisierung wie Programmieren und 
der kritische Umgang mit Prozessen und Geräten sollen allen 
Schülern vermittelt werden. Wenn Schulen stimmige Ange-
bote zur Digitalisierung vorlegen, dann sollen sie finanziell 
unterstützt werden. Bereits vorliegende Modellerfahrungen 

und Konzepte sollen in den Regelbetrieb übertragen wer-
den. Einen Schwerpunkt legen die Grünen auf Prävention. 
Durch einen Ausbau von Prävention und Partizipation soll 
verhindert werden, dass junge Menschen in gewaltverherrli-
chende und menschenverachtende Ideologien abrutschen. 
Zu diesem Zweck planen die Grünen eine Bildungsoffensive 
in Kitas und Schulen, Menschenrechtsbildung und Förderung 
von Demokratie- und Medienkompetenz. 

Allgemein soll durch eine Bildungsoffensive die Qualität in 
Kitas und Schulen durch eine intakte Bildungsinfrastruktur 
und gut ausgebildetes Personal verbessert werden. Schulen 
in benachteiligten Gegenden sollen mehr pädagogisches 
Personal und mehr Mittel erhalten. Im Bereich Inklusion wol-
len die Grünen den Ausbau von Gesamt- und Gemeinschafts-
schulen fördern, weil alle Schülerinnen und Schüler ihre 
Begabungen und Interessen in inklusiven Ganztagsschulen 
entwickeln können sollen. Im Bereich der Sprach- und Integ-
rationskurse sollen niedrigschwellige Angebote geschaffen 
werden. LSBTIQ sollen endlich gleiche Rechte erhalten. Die 
Bildungspolitik soll Menschenrechte und die Vielfalt sexuel-
ler Identitäten stärker berücksichtigen. Dass die Grünen für 
mehr Ernährungsvielfalt ein gutes vegetarisches und vega-
nes Angebot als alltägliches Angebot in Schulen, Kitas und 
Kantinen fordern, rundet das Programm ab.

Bündnis 90/Die Grünen: Zukunft wird aus Mut gemacht

Das Wahlprogramm der Grünen: https://www.gruene.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/BUENDNIS_90_DIE_GRUENEN
_Bundestagswahlprogramm_2017_barrierefrei.pdf 

Die Freien Demokra-
ten wollen weltbeste 
Bildung für jeden. 
Um das zu erreichen, 
wollen sie mit einer 
gewaltigen Kraftan-

strengung Deutschland an die Spitze der Bildungsnationen 
zurückführen. Dafür sollen die Bildungsausgaben auf das 
Niveau der Top 5 OECD-Staaten angehoben werden. Für 
mehr Mobilität und Vergleichbarkeit streben sie eine grund-
legende Reform des Bildungsföderalismus an. Pro Schüler 
möchte die FDP in den nächsten fünf Jahren 1.000 Euro für 
Technik und Modernisierung investieren. Das ist Teil der Stra-
tegie im Bereich Digitalisierung, wozu auch gehört, dass ein 
Staatsvertrag zwischen Bund und Ländern zur Regelung des 
Ausbaus der digitalen Infrastruktur geschlossen wird. Digi-
tale Bildung soll fester Bestandteil der Lehreraus- und -wei-
terbildung werden, im Schwerpunkt Medienkompetenz sol-
len Lehrkräfte verpflichtend weitergebildet werden.

Bei der Finanzierung von Bildung möchte die FDP in Zukunft 
auf Bildungsgutscheine umstellen. Diese sollen einen trans-
parenten Qualitätswettbewerb um beste Bildungsleistungen 
einleiten. Freie und staatliche Schulen sollen gleiche Aner-

kennung und finanzielle Unterstützung erhalten, ein Auf-
nahmegebot für Schulen soll gleiche Zugangschancen 
sichern. Schulen sollen mehr Eigenständigkeit erhalten und 
über ihren Haushalt, ihr Profil und ihr Personal entscheiden 
können. Gleichzeitig soll transparent gemacht werden, wel-
che Schulen einheitliche Bildungsstandards erreichen. Trans-
parente Evaluationen der Schulen und der Lehrer sollen 
Eltern und Schülern ermöglichen, die passende Schule zu fin-
den. Ergebnisse der Qualitätsanalyse und der Lernstandser-
hebungen sollen im Internet veröffentlicht werden.

Ein anderer Schwerpunkt ist die Ausbildung. Eine regelmä-
ßige Fortbildung für Lehrkräfte soll verpflichtend sein. Zudem 
möchte man Anreize setzen, um junge Menschen dazu zu 
motivieren, den Lehrberuf zu ergreifen. Das beinhaltet bei-
spielsweise, dass bessere Lehrkräfte auch besser bezahlt wer-
den. In der Ausbildung soll mehr Wert auf Fachlichkeit, Praxis-
nähe und Stärkung der Diagnosefähigkeit der Lehrkräfte 
gelegt werden. Inklusion: Die Schließung von Förderschulen 
sieht die FDP als Fehler. Inklusive Lerngruppen darf es nur dort 
geben, wo verbindliche Basisstandards eingehalten werden. 
Für die Integration plant die FDP eine umfassende Sprachför-
derung von Kindern vor der Einschulung und ein sofortiges 
Teilnahmerecht für Flüchtlinge am Unterricht. 

FDP: Denken wir neu

Das Wahlprogramm der FDP: 
https://www.fdp.de/sites/default/files/uploads/2017/07/25/20170725-wahlprogramm-wp-2017-v15-online.pdf
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CDU/CSU SPD Die Linke Die Grünen FDP

Bund-Länder-
Zusammenarbeit

Bildung ist
Ländersache, 
aber auch 
gesamtstaatliche 
Verantwortung.

Kooperations-
verbot aufheben

Kooperations-
verbot aufheben

Kooperations-
verbot aufheben

Grundlegende 
Reform des 
Bildungs-
föderalismus 

Kinderbetreuung Rechtsanspruch 
auf bedarfs-
gerechte
Betreuung

Rechtsanspruch 
auf Ganztags-
betreuung von 
Kita- und Grund-
schulkindern

Rechtsanspruch 
auf bedarfs-
gerechtes, 
qualitativ hoch-
wertiges und 
gebührenfreies 
Ganztagsbe-
treuungsangebot

Anspruch auf 
Ganztagsplatz in 
einer guten Kita 
und Ganztags-
betreuung in der 
Grundschule

Flexible Angebote 
fördern

Digitalisierung • Digitalpakt 
• Bildungscloud
• Weiterbildung 
   der Lehrkräfte

• Digitale Bildung 
   als Gegenstand 
   von Schul- und 
   Unterrichtsent-
   wicklung
• Digitale 
   Lernplattform
• Open
   Educational
   Resources

• Mobiles 
   Endgerät als Teil 
   der Bildungs- 
   ausstattung
• IT-Infrastruktur 
   durch Fachper-
   sonal betreuen
• Digitale 
   Kompetenzen 
   stärker 
   vermitteln

• Kulturtechniken 
   der Digitalisie-
   rung vermitteln
• Modell-
   erfahrungen 
   und Konzepte 
   in den Regel-
   betrieb 
   überführen

• Pro Schüler 
  1.000 Euro für 
  Technik und 
  Modernisierung
• Digitale Bildung 
   als fester 
   Bestandteil der 
   Lehrer-
   ausbildung

Inklusion und 
Integration

• Integrations-
   Monitoring
• Stärkung der 
   deutschen 
   Sprache

• Inklusive 
   Bildung entlang 
   der ganzen 
   Biografie
• Islamischer Reli-
   gionsunterricht
• Keine 
   Benachteiligung
   wegen Herkunft 
   oder sexueller 
   Orientierung

• Investitions-
   programm 
   inklusive 
   Bildung 
   (barrierefreie 
   Bildungs-
   einrichtungen)
• Recht auf 
   inklusive 
   Bildung
• Ausbildung
   zusätzlicher 
   DaZ-Lehrkräfte

• Ausbau von 
   Gesamt- und 
   Gemeinschafts-
   schulen
• Nieder-
   schwellige
   Angebote bei 
   Sprach- und 
   Integrations-
   kursen
• Gleiche Rechte 
   für LSBTIQ

• Keine 
   Schließung von 
   Förderschulen
• Inklusive Lern-
   gruppen nur bei 
   Einhaltung von 
   Standards
• Umfassende 
   Sprachförderung
• Sofortige 
   Teilnahme von 
   Flüchtlingen am
   Unterricht

Schwerpunkt 1 Berufliche 
Bildung weiter 
stärken

Unterrichts-
qualität durch 
schnelle Nutzbar-
machung 
erfolgreicher
Konzepte

Gebührenfreie 
Bildung von der 
Kita bis zur 
Universität

Ausbau von 
Prävention und 
Partizipation

Eigenständigkeit 
und Transparenz 
für Schulen

Schwerpunkt 2 Stärkung des 
ländlichen Raums 

Gebührenfreie 
Bildung von der 
Kita bis zum 
Master/Meister

Gleichstellung 
aller Lehrämter 

Bildungsoffensive 
zur Verbesserung 
der Qualität an 
Schulen und Kitas

Ausbildung der 
Lehrkräfte 
verbessern; 
Anreize setzen
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Am 17. März 2017 hatte sich der Ver-
band Bildung und Erziehung (VBE) 
Baden-Württemberg mit einem  
Schreiben an Kultusministerin Dr. 
Susanne Eisenmann gewandt und die 
Einführung von Schulgesundheits-
fachkräften gefordert. Zur Begrün-
dung seines Anliegens hatte der VBE 
auf die Zunahme chronischer Krank-
heiten bei Kindern und Jugendlichen 
verwiesen. Dieser bedeutet nach 
Ansicht des VBE auch einen damit ein-
hergehenden höheren Bedarf an 
Assistenz zur Medikamentengabe in 
der Schule. 

Auch durch Inklusion ist nach Ansicht 
des VBE der Anspruch an eine medizi-
nische Versorgung der Schülerinnen 
und Schüler gestiegen. Die Sorge des 
VBE ist, dass sich Lehrkräfte in rechtli-
che Graubereiche begeben, wenn sie 
Bitten der Eltern nachkommen, um 
Inklusion zu ermöglichen. Deswegen 
hatte der VBE die Forderung erhoben, 
die medizinische Grundversorgung an 
Schulen durch Schulgesundheitsfach-
kräfte flächendeckend sicherzustellen. 

Dieser Argumentation folgte das 
Ministerium nicht und argumentierte 
sachlich und nachvollziehbar dage-
gen. Zunächst müsse nicht jeder chro-
nisch Kranke Medikamente zu sich 
nehmen. Zudem, so das Ministerium, 
sei die Mehrzahl derjenigen, die wäh-
rend der Schulzeit Medikamente zu 
sich nehmen müssen, dazu in der 
Lage, dies selbst zu erledigen. Und 
schließlich wies das Ministerium dar-

auf hin, dass die medizinische Behand-
lungspflege Sache der Krankenkassen 
ist. 

Auch durch Inklusion entstehe kein 
neuer Sachverhalt bei der Medika-
mentengabe. Nach § 37 SGB V haben 
Schülerinnen und Schüler, die medizi-
nische Behandlungspflege benötigen, 
darauf einen Anspruch unabhängig 
vom Lernort. Diese ist wiederum von 
den Krankenkassen zu leisten. 

Des Weiteren gab das Ministerium 
sehr detaillierte Auskünfte zu den 
Rechten und Pflichten von Lehrerin-
nen und Lehrern bezüglich der Verab-
reichung von Medikamenten bei 
chronischen Krankheiten in Schulen. 
Hierzu existiert eine Verwaltungsvor-
schrift vom 4. Februar 2013. Der VBE 
fasst die wesentlichen Aussagen für 
Sie zusammen:

•	Medikamente dürfen nur von medi-
zinischen Fachkräften oder von Per-
sonensorgeberechtigten verab-
reicht werden.

•	 Personensorgeberechtigte können 
aber ihr Sorgerecht an die Schule 
delegieren, wobei die Schule nur im 
Rahmen der Zumutbarkeit und der 
Möglichkeiten von medizinischen 
Laien tätig wird.

•	 Hierbei muss Rücksicht genommen 
werden auf die unterschiedlichen 
Fähigkeiten der Lehrkräfte und 
auch auf das unterschiedliche Maß 
dessen, was sich Lehrkräfte 
zutrauen.

•	 Ist die Lehrkraft nicht bereit oder 
nicht in der Lage dazu, die erforderli-
che Hilfestellung zu geben, muss von 
den Eltern eine medizinische Behand-
lungspflege durch einen ambulanten 
Pflegedienst organisiert und mit der 
Schule abgestimmt werden.

•	 Bei einer einfachen Dosierung und 
Verabreichung der Medikamente 
kann grundsätzlich eine Unterstüt-
zung von der Schule erwartet werden.

•	 Bereits kleine medizinische Verrich-
tungen (zum Beispiel Augentrop-
fen, Ohrentropfen, Blutabnahme 
aus dem Finger) können jedoch von 
einer einzelnen Lehrkraft gegen 
ihren Willen nicht verlangt werden.

Eine besondere Regelung existiert 
lediglich für den Umgang mit Diabe-
tes. An Diabetes erkrankte Schülerin-
nen und Schüler haben einen verfas-
sungsrechtlichen Anspruch auf Auf-
nahme in eine ihrer Begabung 
entsprechende Schule. In diesem Fall 
werden Schulen gebeten, dass sich 
mindestens zwei Lehrkräfte des Kolle-
giums fortbilden, um die notwendige 
Sachkunde zur sachgerechten Bedie-
nung einer Insulinpumpe zu erlan-
gen. Eine Teilverantwortung kann die 
Lehrkraft übernehmen, indem sie die 
Schülerin oder den Schüler daran 
erinnert, den Blutzucker zu messen 
und die Insulinpumpe zur Abgabe 
von Insulin zu veranlassen.
Ein wichtiger Hinweis für Lehrerinnen 
und Lehrer ist aber besonders, dass 
Lehrkräfte, die entsprechend den 
geschilderten Maßgaben Medika-

Das Kultusministerium zu 
Schulgesundheitsfachkräften
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mente verabreichen oder die Insulin-
pumpe bedienen, von einer direkten 
Haftung gegenüber dem Geschädig-
ten freigestellt sind. Dies gilt aller-
dings nicht bei vorsätzlichen Hand-
lungen und ist abhängig von der 
Anerkennung des schädigenden Vor-
falls als Arbeitsunfall. Bei vorsätzli-
chem und grob fahrlässigem Handeln 
der Lehrkraft besteht außerdem ein 
Ersatzanspruch des Trägers der 
gesetzlichen Unfallversicherung.

Zum Schluss wies das Ministerium 
noch auf präventive Angebote hin, 
die das Land Baden-Württemberg 
Schulen zur Verfügung stellt. Seit 
2011 gibt es das Präventionskonzept 
„stark. stärker. WIR.“ Es dient der 
Unterstützung von Schulen, ein Curri-
culum für nachhaltige Präventionsar-
beit zu entwickeln. Im Rahmen des 

Konzepts erhalten Schulen Unterstüt-
zung durch Präventionsbeauftragte, 
die Fortbildungen zu Themen der 
Prävention geben, Schulen beraten 
und Kooperationspartner vermitteln. 
Durch Schulgesundheitsfachkräfte, so 
das Ministerium, entstünde im Prä-
ventionsbereich eine Parallelstruktur.

Den Ausführungen des Ministeriums 
kann der VBE Baden-Württemberg 
folgen und sieht sie als Basis für eine 
weitere konstruktive Zusammenar-
beit. Er verweist jedoch auf Modell-
projekte in Hessen und in Branden-
burg, wo der Einsatz von Schulge-
sundheitsfachkräften erprobt wird. 
Dort sind diese für Präventionsarbeit, 
Medikamentengabe, medizinische 
Akutversorgung zuständig und ent-
lasten Lehrerinnen und Lehrer. Als 
Grund für die Einführung des Modell-

projekts wird zudem genannt, dass 
die gesundheitliche Chancenungleich-
heit reduziert werden soll. Untersu-
chungen zeigen nämlich, dass Kinder 
aus sozial benachteiligten Schichten 
ein erhöhtes Risiko für einen beein-
trächtigten allgemeinen Gesundheits-
zustand haben.

Der VBE Baden-Württemberg würde es 
deswegen begrüßen, wenn die Landes-
regierung, das Ministerium für Soziales 
und Integration und das Kultusministe-
rium die Entwicklung des Modellpro-
jekts verfolgen und die wissenschaftli-
che Evaluation des Projekts in eigene 
Überlegungen einfließen lassen. Eine 
Initiative der Landesregierung in Rich-
tung eines Modellprojektes unter Ein-
beziehung von Erkenntnissen aus Hes-
sen und Brandenburg würde der VBE 
Baden-Württemberg unterstützen.

        Personalräteschulung

Am 30. Juni fand in Pforzheim eine 
ganztägige Personalräteschulung für 
die VBE-Personalräte aus ganz Baden-
Württemberg statt. Rund 50 Teilneh-
merinnen und Teilnehmer aus allen 
Personalratsebenen haben das Fortbil-
dungsangebot des VBE wahrgenom-
men und sind ins Parkhotel nach Pforz-
heim gereist.

Inhalt der Schulung war unter ande-
rem die Geschäftsführung des Perso-
nalrats mit den Schwerpunkten Vor-
standsarbeit, Freistellungen sowie die 
Zusammenarbeit mit der Schwerbehin-
dertenvertretung. Zu diesem Themen-
bereich referierte Prof. Johann Bader 

Landesweite Personalräteschulung in Pforzheim
(Bild), Vorsitzender Richter am Verwal-
tungsgericht und Mitautor des kom-
mentierten LPVG (Kohlhammer Ver-
lag) am Vormittag. Er verstand es, in 
einem kurzweiligen Vortrag die kom-
plexe Thematik verständlich zu vermit-
teln, und beantwortete flexibel und 
kompetent Fragen aus dem Plenum. 

Am Nachmittag berichtete Otmar Win-
zer, stellv. VBE-Landesvorsitzender, über 
den Ausgang von Gerichtsverfahren vor 
Verwaltungsgerichten bzw. dem Ver-
waltungsgerichtshof Mannheim zur Fra-
gestellung der Freistellungsstunden für 
die Personalratsarbeit. Im Anschluss 
daran gestaltete Gerhard Freund, eben-

falls stellv. VBE-Landesvorsitzender, eine 
Frage- und Diskussionsrunde zur Gestal-
tung von Personalversammlungen. Die 
Personalrätinnen und Personalräte 
konnten beiden Referenten Fragen stel-
len, die sie in  kompetenter Weise beant-
worteten. 
Die Pausen wurden von den Personal-
rätinnen und Personalräten rege 
genutzt, um sich über ihre Arbeit vor 
Ort auszutauschen. So war es insge-
samt für alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer eine gewinnbringende 
Schulung, die nicht nur zahlreiche 
Informationen, sondern auch Raum 
zum Austausch von Erfahrungen und 
zur Vernetzung bot.



VBE Magazin • September 2017

.

.

.

12

VBE und Elternstiftung 
bekräftigen Willen zur 
Zusammenarbeit

Bei einem Treffen zwischen der 
Gemeinnützigen Elternstiftung Baden-
Württemberg und dem Verband Bil-
dung und Erziehung (VBE) Baden-
Württemberg am 26. Juli 2017 haben 
beide Parteien Möglichkeiten zur 
Zusammenarbeit ausgelotet. Der VBE 
Baden-Württemberg sieht die Zusam-
menarbeit mit Eltern als ein wichtiges 
Thema für Lehrkräfte an. Deswegen 
möchte sich der VBE zusammen mit 
der Elternstiftung für Erziehungspart-
nerschaft zwischen der Schule und 
dem Elternhaus engagieren.

In der Landesgeschäftsstelle des VBE 
Baden-Württemberg hießen der Lan-
desvorsitzende Gerhard Brand und 
der stellvertretende Landesvorsit-

Der VBE im Gespräch mit ...

zende und Pressesprecher des VBE, 
Michael Gomolzig, die Vertreterinnen 
der Elternstiftung willkommen. Elke 
Picker, Vorsitzende der Elternstiftung, 
Geschäftsführerin Cornelia Vereecke-
Richter und Eva Blum, Referentin bei 
der Elternstiftung und auch beim 
VBE, kamen am 26. Juli 2017 mit dem 
VBE Baden-Württemberg zusammen, 
um Möglichkeiten der Zusammenar-
beit auszuloten.

Die Vertreterinnen der Elternstiftung 
stellten zunächst die Stiftung selbst 
vor. Als unabhängige Stiftung des 
bürgerlichen Rechts widmet sich die 
Elternstiftung Baden-Württemberg 
der Elternbildung. Gegründet wurde 
sie vor über 40 Jahren von Graf Alois 
von Waldburg-Zeil, dem damaligen 
Vorsitzenden des Landeselternbeirats 
(LEB). Gefördert wird die Stiftung 
durch Spenden und durch Haushalts-
mittel des Landes.

Mit ihrer Arbeit verfolgt die Eltern-
stiftung das Ziel, die Erziehungs-  
und Bildungspartnerschaft zwischen 
Schule und Elternhaus zu fördern. Seit 
Anfang der 2000er Jahre hat die Stif-
tung ein wachsendes Fortbildungsan-
gebot entwickelt, das die konstruk-
tive Mitwirkung der Eltern an den 
Schulen fördert. Das Programm der 
Stiftung wird landesweit umgesetzt 
und umfasst unter anderem Schulun-
gen für Elternvertreter, Qualifizierun-
gen von Elternmentoren, insbeson-
dere interkultureller Mentoren nach 
dem Motto „Eltern helfen Eltern“, 
sowie verschiedene Angebote zu bil-
dungsbiografischen Übergängen.

Im Gespräch kam man schnell auf 
gemeinsame Punkte. Ziel der gemein-
samen Bemühungen soll sein, einen 
Beitrag zur konstruktiven Gestaltung 
der Zusammenarbeit zwischen Lehr-
kräften und Eltern zu leisten. Als sinn-
voll erachten Elternstiftung und VBE, 
Lehrkräften und Eltern Ideen an die 
Hand zu geben, wie sie den rechtli-
chen Rahmen der Zusammenarbeit 
sinnvoll ausgestalten können.

Sowohl Lehrkräfte wie auch Eltern 
sollten die gegenseitigen Rechte und 
Pflichten kennen. Außerdem möchte 
man beide im Sinne einer konstrukti-
ven Zusammenarbeit unterstützen. In 
diesem Rahmen kam die Idee auf, 
dass VBE und Elternstiftung eine 
gemeinsame Fortbildung von Schul-
leitungen und Elternbeiratsvorsitzen-
den organisieren. Den Willen, als 
Partner in Bildung und Erziehung auf-
zutreten, bekräftigten beide 
Gesprächspartner ausdrücklich.

... Vertreterinnen der Elternstiftung, v. l.: Eva Blum (Referentin), 
Gerhard Brand (Landesvorsitzender VBE Baden-Württemberg), 
Elke Picker (Vorsitzende der Elternstiftung), Michael Gomolzig 
(stellvertretender Landesvorsitzender VBE BW) und Cornelia 
Vereecke-Richter (Geschäftsführerin der Elternstiftung)
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Das LS zum neuen
Qualitätskonzept der 
Kultusministerin
Das neue Qualitätskonzept der Kultus-
ministerin bedeutet gravierende Ver-
änderungen für das Landesinstitut für 
Schulentwicklung (LS) und zahlreiche 
weitere Akteure im Bildungswesen 
wie zum Beispiel die Landesakade-
mien. Dr. Günter Klein, Direktor des LS, 
betonte beim Gespräch mit dem Ver-
band Bildung und Erziehung (VBE) 
Baden-Württemberg am 27. Juli, dass 
die Ziele des neuen Qualitätskonzepts, 
wie etwa Stärkung der datengestütz-
ten Schulentwicklung, intensivere wis-
senschaftliche Begleitung von Konzep-
ten, Bündelung von Zuständigkeiten 
oder konsequente Verzahnung von 
Unterstützungsangeboten, vom LS 
begrüßt werden. Die Entscheidung, 
das LS zum 31.12.2018 als eigenstän-
dige Einrichtung aufzulösen, sei 
jedoch sehr schmerzlich, führe aber 
nicht dazu, dass man nun auf halbe 
Kraft schalten werde. Das LS erfülle bis 

zuletzt weiterhin wichtige Aufträge 
und Aufgaben für das Schulwesen in 
Baden-Württemberg, die künftig in 
den neuen Strukturen fortgeführt 
werden. 

Unter anderem beschäftigen das LS 
derzeit die Vergleichsarbeiten 3 und 8, 
wichtige weitere Bildungsplanarbei-
ten für die allgemeinbildenden Schu-
len, darunter der Aufbaukurs Informa-
tik, aber auch das förderdiagnostische 
Verfahren Lernstand 5. Dieses Instru-
ment dient der unbenoteten Ermitt-
lung des Lernstands von Schülerinnen 
und Schülern zu Beginn der Orientie-
rungsstufe und daran anschließender 
passgenauer Förderung. Ein weiteres 
Großprojekt in der Verantwortung des 
LS ist die Erstellung eines neuen Bil-
dungsplans für die beruflichen Gym-
nasien. Außerdem wird das Institut 
sich weiter der Stärkung der Selbsteva-
luation – insbesondere mit dem 
Schwerpunkt Unterrichtsqualität – 
widmen. Bei der damit verbundenen 
Instrumentenentwicklung wird das LS 
auch mit Landesinstituten anderer 
Bundesländer kooperieren. 

An der Vorstellung der aktuellen und 
bevorstehenden Projekte des Landes-
instituts für Schulentwicklung nahmen 
der Landesvorsitzende Gerhard Brand 
und die stellvertretenden Landesvor-
sitzenden Gerhard Freund und Nicola 
Heckner teil. Nicht zufrieden war man 
auf beiden Seiten mit der abrupten 
Beendigung der Fremdevaluation. 
Hier, so die Ansicht der Gesprächsteil-
nehmer, hätte man andere Lösungen 
favorisiert. Der VBE hatte den Umgang 
mit dem Personal, das für die Fremd

evaluation verantwortlich ist, bereits 
in seinen Pressemeldungen moniert 
und ein Zeichen der Wertschätzung 
für die Arbeit der Evaluatorinnen und 
Evaluatoren gefordert. Demgegen-
über wurden die Bemühungen des 
Kultusministeriums um gute Lösungen 
für die in der Fremdevaluation einge-
setzten Lehrkräfte, die größtenteils 
nun im neuen Schuljahr wieder an 
Schulen tätig sind, vom LS ausdrücklich 
gelobt. 

Wie der externe Blick auf Schulen in 
Zukunft erfolgen soll, war ebenfalls Teil 
des Austausches im LS. Dr. Klein erklärte 
den VBE-Vorsitzenden, dass das LS ver-
schiedene mögliche Modelle skizzieren 
und diese in die neue Projektgruppe im 
Ministerium einbringen wird. Er 
betonte, dass für das weitere Vorgehen 
vor allem wichtig sei, datengestützte 
Qualitätsentwicklung mit entsprechen-
der Konsequenz bezüglich der Datenge-
winnung, Datenaufbereitung und vor 
allem der Datennutzung sowie stringen-
ter Kohärenz hinsichtlich der Unterstüt-
zung der Schulen zu betreiben.

Dr. Günter Klein äußerte zum Schluss 
des Gesprächs die Hoffnung, dass die 
Kompetenzen und das Engagement 
der derzeit am LS arbeitenden Exper-
tinnen und Experten nach dem 
31.12.2018 für die Aufgabenerfüllung 
in den neuen Strukturen genutzt wer-
den. Der VBE Baden-Württemberg 
unterstützt dies und hält eine entspre-
chende Umsetzung für sehr sinnvoll. 
Auf die Expertise der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Landesinstituts für 
Schulentwicklung kann Baden-Würt-
temberg nicht verzichten.

... Dr. Günter Klein, Direktor 
des Landesinstituts für
Schulentwicklung
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Berufliche Orientierung 
an Hauptschulen und 
Werkrealschulen
Hauptschulen und Werkrealschulen 
sind kein Auslaufmodell. Das hob 
Ministerialrat Thomas Hartmann bei 
einem Treffen am 27. Juli 2017 mit Ver-
tretern des Verbandes Bildung und 
Erziehung (VBE) Baden-Württemberg 
im Kultusministerium hervor: Eine 

... Thomas Hartmann, 
Ministerialrat, Leiter des 
Referats 33 des Ministeriums 
für Kultus, Jugend und Sport

Reihe von Haupt- und Werkrealschu-
len könnten sich aufgrund durchdach-
ter Konzepte zur beruflichen Orientie-
rung regional sehr gut im Miteinander 
der Schularten behaupten.

Hauptschulen/Werkrealschulen mit 
einem erfolgreichen berufsorientie-
renden Profil pflegen häufig eine 
intensive, gelebte Zusammenarbeit 
mit Betrieben und arbeiten mit einem 
festen Curriculum im Bereich der 
beruflichen Orientierung, berichtete 
der Leiter des Referats 33 (Hauptschu-
len, Werkrealschulen, Ganztagsschu-
len) Thomas Hartmann. Im kommen-
den Jahr soll ein Pilotprojekt zur beruf-
lichen Orientierung gestartet werden. 
Gerhard Brand, Landesvorsitzender 
des VBE Baden-Württemberg, und die 
stellvertretenden Landesvorsitzenden 
Otmar Winzer und Gerhard Freund 
begrüßen diese Absicht.

Das Pilotprojekt soll sich dabei nicht 
nur um die Zusammenarbeit zwischen 
Hauptschulen/Werkrealschulen und 
Betrieben drehen, sondern auch 
Kooperationen mit beruflichen Schu-
len in Form von Werkstatttagen bein-
halten. Wichtig ist dabei, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Gelegen-
heit bekommen, praktische Erfahrun-
gen auch in den Werkstätten der 
beruflichen Schulen zu machen. Die 

Schülerinnen und Schüler sollen dabei 
von ihren Lehrkräften begleitet wer-
den und von ihnen ein Feedback erhal-
ten. Die VBE-Vertreter brachten beim 
Treffen auch ihre Anregungen zur 
Umsetzung des Pilotprojekts ein. Sie 
regten zum Beispiel an, auch den 
Bereich Bewerbertraining im Pilotpro-
jekt der beruflichen Orientierung 
abzudecken. Die Staatlichen Schuläm-
ter sind nach Meinung des VBE für 
einen nachhaltigen Erfolg des Projek-
tes ebenfalls mit ins Boot zu holen. 
Außerdem muss die Wertigkeit des 
Projekts auf jeden Fall auf alle Ebenen 
der Schulverwaltung transportiert 
werden und Schulen müssen insbeson-
dere ihren Partnern vor Ort zeigen, 
wie wichtig ihnen das Projekt ist. 

Das Team um Ministerialrat Hartmann 
nahm den Input gerne auf – speziell 
der letzte Punkt wurde ihnen auch in 
Gesprächen mit erfolgreichen Werkre-
alschulen verdeutlicht. Als nächster 
Schritt ist geplant, dass im Herbst auf 
einer Tagung mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Regierungspräsidien 
Best-Practice-Beispiele vorgestellt wer-
den, bevor das Pilotprojekt im neuen 
Jahr dann richtig starten soll. Die VBE-
Vertreter bekräftigten bei dem Treffen 
ebenfalls das Interesse des VBE an dem 
Pilotprojekt und dass der VBE dieses 
aufmerksam begleiten wird. 

7. Deutscher Schulleiterkongress 2018

www.deutscher-schulleiterkongress.de 

08. bis 10. März 2018 
Düsseldorf  |  Kongresszentrum CCD Süd

Erhalten Sie in über 100 zukunftsweisenden Vorträgen und Workshops von über 120 renommierten 
Experten sofort anwendbare praxisrelevante Lösungen für Ihren Schulalltag.

– Anzeige –

Schulen gehen in Führung

Al

s Fo
rtbildung

anerkann
t

JETZT anmelden und Frühbucherrabatt 
von über 20 % sichern! Wir sehen uns auf dem DSLK 2018!

DSLK2018_Advertorial_174x80_1216.indd   1 16.12.16   14:12
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Die Bank für Beamte 
und den öffentlichen Dienst 

0,– Euro Bezügekonto2) 

der „Besten Bank“ 

Einfacher Online-Kontowechselservice 

Attraktive Vorteile für den öffentlichen Dienst 

 

Mehr Informationen? Gerne! 
Tel. 0 800/40 60 40 190 (kostenfrei) 
www.bbbank.de/dbb 

Jetzt 

30,– Euro 
dbb-Start- 
guthaben1) 

sichern! 

dbb-Vorteil: 30,– Euro Startguthaben1 

Für Einzelmitglieder der Landesbünde und Mitgliedsgewerkschaften 
des dbb und ihre Angehörigen; Voraussetzung: Eröffnung Bezüge- 
konto, Genossenschaftsanteil von 15,– Euro/Mitglied. 

1) 

Voraussetzung: Bezügekonto mit Online-Überweisungen; 
Genossenschaftsanteil von 15,- Euro/Mitglied.  

2) 
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Die Vorsitzenden der Lehrerverbände in 
der Kommission Bildung und Wissenschaft im 
Beamtenbund Baden-Württemberg (bbw) 
beim Fachdialog „Schulleitung – Schlüssel-
faktor für die Qualität von Schule und 
Unterricht“, von links: Bernd Saur, Herbert 
Huber, Dr. Karin Broszat und Gerhard Brand

„Schulleitung – Schlüsselfaktor für die 
Qualität von Schule und Unterricht“ – so 
war die Anhörung, welche die Fraktio-
nen Grüne und CDU am 12.07.2017 im 
Landtag von Baden-Württemberg 
gemeinsam veranstalteten, betitelt. Zahl-
reiche Expertinnen und Experten, die im 
Bildungssystem Baden-Württembergs 
wirken, waren der Einladung der Fraktio-
nen gefolgt. Auch der VBE Baden-Würt-
temberg war durch seinen Landesvorsit-
zenden, Gerhard Brand, vertreten.

Gemeinsam wurde beim Fachdialog 
darüber diskutiert, wie Schulleitungen 
in ihrer Rolle unterstützt werden kön-
nen: Wie kann das Berufsbild attrakti-
ver gemacht werden? Angesichts von 
1,4 Bewerberinnen/Bewerbern pro 
Schulleitungsstelle ist das eine sehr drin-
gende Frage. Ebenso wichtig ist aber 
die Qualifizierung von Schulleitungen. 
Wie soll die Qualifizierung zur Schullei-
terin beziehungsweise zum Schulleiter 
aussehen? Welche Fortbildungsange-
bote sind für Schulleitungen wichtig? 
Auch das Aufgabenspektrum von 
Schulleitungen war Thema: Mit wel-
chen Aufgaben sollen Schulleitungen 
betraut werden? Worauf sollen sie sich 
konzentrieren?

Schulleitung muss sich auf 
das Kerngeschäft 
konzentrieren können
Den einstimmenden Grußworten der 
Fraktionsvorsitzenden Andreas Schwarz 

Fachdialog Schulleitung der  
Fraktionen Grüne und CDU

(Grüne) und Prof. Dr. Wolfgang Rein-
hart (CDU) folgten zwei wissenschaftli-
che Fachvorträge. Prof. Dr. Stephan 
Huber vom Institut für Bildungsma-
nagement und Bildungsökonomie der 
Pädagogischen Hochschule Zug wid-
mete sich zunächst den Aufgaben der 
Schulleitung. Die zentrale Aufgabe für 
Schulleitungen, das hob er hervor, sei 
es, auf Qualität zu achten und Qualität 
zu entwickeln. Eine Schulleiterin / ein 
Schulleiter müsse dazu Bewährtes 
bewahren, Neues innovieren und Opti-
mierungspotenziale entwickeln.

Der zweite Referent, Dr. Thomas Rieke-
Baulecke vom Institut für Qualitätsent-
wicklung an Schulen Schleswig-Holstein 
(IQSH), hat sich mit dem baden-würt-
tembergischen Kultusministerium be-
reits einige Male ausgetauscht. Er for-
derte als oberste Maxime ein, dass sich 
die Schulleitung auf ihr Kerngeschäft 
konzentrieren können müsse. Im Zent-
rum sollten die Fragen „Was sollen die 
Schülerinnen und Schüler lernen? Und 
was haben Sie tatsächlich gelernt?“ ste-
hen. Und das auch auf allen Ebenen des 
Schulsystems. Dazu müsse notwendi-
gerweise aber auch eine gewisse Kohä-
renz im System gegeben sein.

Viele Verbesserungs-
vorschläge für die Situation 
der Schulleitung
Die Ideen aus den Vorträgen wurden 
anschließend in drei verschiedenen 

Workshops unter wissenschaftlicher 
Leitung weiter vertieft und daraufhin 
dem Plenum präsentiert. Ein Verbesse-
rungsvorschlag, der in allen drei Work-
shops eingefordert wurde, war, Schul-
leitungen zu entlasten. Wie das 
geschieht, ob über Verwaltungsassis-
tenzen, über zusätzliche Leitungsstun-
den oder die Möglichkeit, mehr Aufga-
ben zu delegieren, wurde nicht festge-
legt. Ideen gab es aber reichlich.

Als weitere wichtige Verbesserung 
wurde eine bessere Klärung der Verant-
wortlichkeiten im System angemahnt. 
Die Rollen der Akteure sollten gut 
durchdacht und klar definiert werden, 
Schnittstellen, Überlappungen und 
Unklarheiten sind zu beseitigen. Auch 
die Rolle des Unterrichts wurde hervor-
gehoben. Schulleitungen soll es ermög-
licht werden, weiterhin zu unterrichten. 
Die Auffassung war, dass so der Kontakt 
zu den Schülerinnen und Schülern 
bestehen bleibt und der Schulleiter 
immer noch im Kerngeschäft – den 
Schülerinnen und Schülern etwas beizu-
bringen – tätig ist. Weitere Vorschläge 
gingen unter anderem in die Richtung, 
mehr Systematik in der Personalent-
wicklung zu verankern und unterschied-
liche Anforderungsprofile für unter-
schiedliche Schulen zu entwickeln.

Die Regierungsfraktionen erhielten auf 
jeden Fall einige Vorschläge zur Unter-
stützung der Schulleitungen in ihrem 
Beruf. Sandra Boser, bildungspolitische 
Sprecherin der Grünen, und Karl-Wil-
helm Röhm, bildungspolitischer Spre-
cher der CDU, fokussierten sich am 
Ende auf kleine Grundschulen. Hier 
machten beide Verbesserungsbedarf 
aus und möchten diese bei zukünftigen 
Maßnahmen auf jeden Fall berücksich-
tigen. Mit Geschenken bedankten sich 
beide abschließend bei den Referenten 
und kündigten den nächsten Fachdia-
log an. Dieser soll am 9. Oktober 2017 
stattfinden und sich dem Thema Bil-
dungsmonitoring widmen.
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Gäste der Fachtagung sind unter anderem:  
Dr. Susanne Eisenmann, Ministerin für 
Kultus, Jugend und Sport, sowie die 
bildungspolitischen Sprecher der Parteien. 

Gute Schule braucht gutes Führungspersonal: 
Was können Schulleitung und Schulverwaltung 
dazu beitragen, um die Qualität an baden- 
württembergischen Schulen zu erhalten und 
nachhaltig zu verbessern? Dieser Frage geht 
die Tagung nach. Ziel soll es sein, den Austausch zwischen 
Schulleitung und Schulverwaltung anzuregen und dauerhaft zu verbessern. 

Außerdem wird Ilka Piechowiak, ehemalige Marketing- und Vertriebsmanagerin und frühere Hand-
ball-Nationalspielerin, in einem spannenden Vortrag ihre Erfahrungen aus dem Führungsalltag und 
dem Leistungssport weitergeben. Anhand eindrucksvoller Beispiele aus dem Leistungssport zeigt sie 
authentisch und praxisnah, was es bedeutet, sich selbst eigenverantwortlich zu führen und durch 
eine positive innere Haltung das Kollegium zu motivieren.

Wir freuen uns, Sie am 23. Oktober in Fellbach begrüßen zu dürfen! 

Weitere Informationen zu Programmablauf und Anmeldung auf unserer Homepage unter: 

www.vbe-bw.de

Gemeinsam Schule

erfolgreich
gestalten

Fachtagung *

* für Schulaufsichtbeamtinnen	 und -beamte und für	 Schulleitungen
	 23. Oktober 2017
	 Schwabenlandhalle 	 Fellbach
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Coaching in der 
Personalförderung

„Coaching zählt in diesem Zusammen-
hang zu den zielgerichteten und ent-
wicklungsorientierten Führungs-,  För-
derungs- und Unterstützungsaufga-
ben des meist direkten Vorgesetzten 
gegenüber seinen Mitarbeitern, die im 
Rahmen eines  Personalentwicklungs-
konzeptes umgesetzt werden.“ Der 
Vorgesetzte hat diese Aufgaben prin-
zipiell durchgehend und zeitlich unbe-
grenzt inne, auch wenn oft eine kon-
sequente Umsetzung tatsächlich nur 
bei neuen Mitarbeitern, zum Beispiel 
bei solchen, die noch in der Ausbil-
dungs- oder Einarbeitungsphase sind, 
oder bei einer Personalentwicklung 
von „Nachwuchs-Führungskräften“ 
oder   in  der stattfindet“ (Hartmann, 
2004). In der Literatur wird im oben 
genannten Zusammenhang oft auch 
von „Mentoring“ gesprochen, bei dem 
der Vorgesetzte die jeweiligen Mitar-

beitenden zu bestimmten Aufgaben 
qualifiziert, das Erledigen fachlich 
betreut, anleitet und unterstützt. Zwi-
schen Mentoring und Coaching erge-
ben sich hinsichtlich der Interaktions-
weisen der beteiligten Personen 
Unterschiede (siehe Tabelle 1).

Internes Coaching ist allein sachbezo-
gen und setzt Freiwilligkeit, Rollen-
klarheit, beiderseitiges Vertrauen und 
gegenseitige Anerkennung voraus. 
Schreyögg weist darauf hin, dass, 
„selbst wenn sich eine Beratung aus-
schließlich um fachliche Probleme  
dreht, dies nicht in jedem Fall ohne 
problematische Konsequenzen bleiben 
muss, da es immer auch die Aufgabe 
des Vorgesetzten sein wird, seine Mit-
arbeiter zu beurteilen und zu kontrol-
lieren“ (Schreyögg, 2002). Rauen 
betrachtet den Coach inhaltlich als 
Prozessberater, dessen Aufgabe es ist, 
Rückmeldung  (Feedback)  zu geben 
sowie „Verhaltens- und Wahrneh-

mungseinschränkungen“ zu analysie-
ren und zu bearbeiten.

Damit Sie als Führungskraft in der 
Lage sind, die gewünschte Beratungs-
leistung im Coachingprozess zu erbrin-
gen, benötigen Sie zunächst einen 
zeitlichen Freiraum und die Ausstat-
tung mit entsprechenden Coaching-
Kompetenzen. Sie sollten in der Lage 
sein, Ihr eigenes Führungsverhalten zu 
analysieren und zu reflektieren, die 
Beziehung zum Mitarbeiter aktiv zu 
gestalten, die durch Coaching ange-
strebten Entwicklungen entsprechend 
am derzeitigen Entwicklungsstand des 
Mitarbeiters auszurichten und mit 
dem  Mitarbeiter entsprechende Lern-
anregungen zu beraten.

In Ihren Vorbereitungen sowie in der 
Prozessgestaltung sollte Ihnen bewusst 
sein, dass Mitarbeiter-Coaching  trotz 
eines gelebten partnerschaftlichen Füh-
rungsstils auf einer asymmetrischen 
(ungleichgewichtigen) Coach-Coachee- 
Beziehung basiert, die von vornherein 
das Lernklima beeinflusst und die zu 
bearbeitenden  Themenstellungen be-
grenzen kann bzw. begrenzt. Entschei-
dend ist vor und zu Anfang eines Coa-
chings von Mitarbeitenden:
– inwieweit sich die Beteiligten über 
ihre Rollenverteilungen und damit 
über die Übernahme von Funktionen 
in dieser Coach-Coachee-Beziehung 
bewusst sind.
– eine tragfähige, vertrauensvolle 
Beziehung aufzubauen, um dann 
gemeinsam mit dem Mitarbeiter, vor 
allem auf dessen Anliegen eingehend, 
Entwicklungsschritte und -ziele zu 
beschreiben und zu vereinbaren. 

Coaching – ein 
Führungsansatz (Teil 2)
Von Klaus de Jong

Coach Mentor
•	verwendet ein strukturiertes  

Modell für seine Gespräche mit  
vereinbarten Ergebnissen;
•	benutzt bestimmte Fragetechniken, 

um Prozesse voranzubringen;
•	kann sich auch auf einen eng 

begrenzten Bereich beziehen;
•	erwartet, dass der Coachee eigene 

Fragen und Ideen einbringt;
•	muss nicht zwingend dieselbe Rolle 

begleitet haben;
•	steuert die Verfahrensweise ohne 

inhaltlich Stellung zu beziehen;
•	Hauptziel ist, die Fähigkeiten des 

Coachee zu wecken bzw. zu stärken.

•	stellt gegebenenfalls schnell Ideen 
oder Lösungen zur Verfügung;
•	gibt Hinweise und Tipps, wie er  

in bestimmten Situationen  
vorgegangen ist;
•	hat schon gleiche Rollen  

durchlaufen wie der Mentee;
•	der Kontakt zum Mentor erfolgt 

meist auf informeller Ebene;
•	Ziel ist, einer unerfahrenen Person 

Wissen zu vermitteln;
•	ist eng mit dem Tätigkeitsfeld des 

Mentee verbunden (zum Beispiel 
Training on the job)“ (nach Tolhurst, 2012). 

 Tabelle 1
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Ein Einzel-Coaching eines Mitarbeiten-
den bezieht sich im Bildungs- und 
Erziehungsfeld zum einen auf die 
Lerngruppe und dabei erforderliche 
Führungsaufgaben, zum anderen auf 
den fachlichen Aufgabenbereich des 
betreffenden Mitarbeitenden sowie 
auf eine Steigerung von dessen beruf-
licher Selbst- und Handlungskompe-
tenz (zum Beispiel durch Verbesserung 
der Selbstreflexion und Eigenverant-
wortung). Ziel ist eine Hilfe zur Selbst-
hilfe auch durch ein transparentes Vor-
gehen. 

Merkmale von Coaching im 
pädagogischen Kontext

1. Pädagogisches Coaching als Ermög-
lichen von Lernprozessen; 
•	Lernen ist zu sehen als autonomer 

und  eigendynamischer Strukturbil-
dungsprozess; 
•	Eigendynamik und -aktivität des Coa-

chees ermöglichen die eigenverant-
wortliche Gestaltung des eigenen 
Lebens und der eigenen Lebensum-
welt. Der Coachee ist daher in der 
Lage, Veränderungen in seinem 
Leben selbst herbeizuführen.

 
2. Im Mittelpunkt pädagogischen Coa-
chings steht die Ressourcen-Aktivie-
rung; 
•	pädagogisches Coaching zielt darauf 

ab, Ressourcen zu erhalten und zu 
stärken; 
•	pädagogisches Coaching ist hinsicht-

lich seiner grundsätzlichen Ausrich-
tung individuumszentriert; 
•	pädagogisches Coachen geht von der 

Bildsamkeit des Menschen aus;
•	pädagogisches Coachen basiert auf 

anderen theoretischen Prämissen als 
Ansätze, die auf der nomothetischen 
Verifikation von Defiziten und Stö-
rungen beruhen. 

3. Pädagogisches Coaching berücksich-
tigt die Vernetztheit mit dem Umfeld; 
•	hinsichtlich des Umfeldes ist beim 

pädagogischen Coaching vor allem 
die Eruierung belastender und unter-
stützender Funktionen von zentraler 
Bedeutung (vgl. Hartmann, 2004).

Zusammenfassend: Ziel eines pädago-

gischen Coachings ist die Hilfe zum 
eigenständigen Gewinnen neuer Sicht-
weisen und Handlungsmöglichkeiten.

Die coachende Führungskraft muss über 
entsprechende methodische wie fachli-
che Kenntnisse und Fähigkeiten verfü-
gen. Grundlegende Gesichtspunkte für 
die Arbeit eines Coaches sind:

Der Coach 
•	kann und darf nicht „allwissend“ sein; 
•	steuert Prozesse zur optimalen Ent-

wicklung der Ressourcen mit dem 
Ziel der Eröffnung und Nutzung 
neuer Wahlmöglichkeiten; 
•	nimmt dem Klienten keine Probleme 

ab; 
•	berät den Coachee, wie dessen Prob-

leme effektiv(er) bewältigt werden 
können; 
•	drängt dem Klienten nicht seine Mei-

nungen und Ideen auf. 

Der Coachee 
•	„kann seine Probleme nur selbst 

bewältigen; 
•	kann dem Coach nicht die Verant-

wortung für seine Probleme übertra-
gen“ (Hartmann, 2004).

Funktionen des Gesprächs 
im Coaching

•	Das Feststellen des persönlichen Coa-
ching-Anliegens 
•	Das Feststellen der subjektiven Invol-

viertheit: Das heißt, der Fortentwick-
lung des Coachees steht immer eine 
Form persönlichen Verwobenseins im 
Wege. Erarbeitung der spezifischen 
Deutungs- und Handlungsmuster. 
Empfohlen wird die konkrete Situati-
onsbeschreibung durch den Coachee 
mit dessen Worten. 
•	Herausarbeiten der Optionen im Hin-

blick auf Veränderungsmöglichkei-
ten, um die Ist-Situation zielgerichtet 
zu verändern: Ermittlung, welche 
Verhaltensalternative der Coachee 
präferiert und sich aktuell zu realisie-
ren traut. Wichtig: Der Coach sollte 
dem Coachee die freie Entscheidung 
über die einmal erarbeitete Option 
belassen. „Reale Situationen enthal-
ten unendlich viele Parameter, die in 

Gesprächen immer nur ausschnitthaft 
erfasst werden können. Die Realität 
erzwingt dann doch oft Verhaltensmus-
ter, die im Coaching nicht vorhersehbar 
waren.“ (Schreyögg, 1998, S. 220). 
•	Modelllernen beziehungsweise Vor-

bildfunktion für den Coachee: 
„Nebeneffekt von Coaching ist, dass 
die eigene Kommunikationsweise um 
neue Argumentationsmuster, Denkfi-
guren oder sprachliche Expressions-
formen erweitert wird“ (Vesper-
mann, 2009). 

Ablauf eines 
Coaching-Gesprächs

Das folgende Raster gibt einen Ein-
blick in die Stationen eines Gesprächs 
im Coachingsprozess:
•	„Gemeinsame Ebene herstellen; 
•	Zeitbudget klären; 
•	Sammlung der Punkte: Was steht 

heute an?; 
•	Entscheidung über den zunächst 

wichtigsten Punkt; 
•	Punkt wird besprochen; 
•	Punkt abschließen: Was ist jetzt 

anders? Was fehlt noch? Was brau-
chen Sie jetzt noch?; 
•	Weitere Punkte werden besprochen 

und abgeschlossen: Welche Empfeh-
lung geben Sie sich bzw. gibt Ihnen 
der Coach? 
•	Reflexion des Coaching-Gesprächs: 

Was nehmen Sie mit? – Würdigung 
der Ergebnisse und Vereinbarung 
nächster Termin“ (Vespermann). 

Gesprächsformate – 
Interventionen

Jedes Gespräch, so auch ein Gespräch 
beim Coaching, bedarf einer Steue-
rung, hier der bewussten und zielbe-
zogenen Steuerung durch Interventio-
nen des Coach. Solche Interventionen 
können sein:
Zuhören und Zusehen: Zuhören 
bedeutet, der Coaches wird „aktiv ver-
suchen zu erfassen, was genau der 
andere ihm sagen will, ohne das 
Gehörte mit eigenem Material anzu-
reichern, ohne zu verändern, umzuin-
terpretieren oder gleich einzusortie-
ren in sein vielleicht schon vorhande-
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nes  Konzept  über  den  Klienten“  
(Looss,  1997,  S.  120). Der Coach hört 
aufmerksam und konzentriert zu, sig-
nalisiert verbal und nonverbal Auf-
merksamkeit und vermeidet Störun-
gen und Ablenkungen. 
 
Spiegeln:  Der Coach formuliert (wie-
derholt) mit eigenen Worten, was das 
Gegenüber gesagt hat. Er kontrolliert 
für sich selbst, ob er das Gegenüber 
richtig verstanden hat, und demonst-
riert gleichzeitig Verständnis. 

Verstehen:  Durch Zuhören ohne Wer-
tungen, Nachfragen und ggf.  Bestäti-
gungen versucht der Coach, die  der-
zeitige persönliche und berufliche 
Situation  des Ratsuchenden zu verste-
hen (Looss, 1997, S. 103). 

Verstärken: Der Coachee fühlt sich 
akzeptiert durch verbale Äußerungen 
des Coaches wie „Ja!“, „Richtig!“, 
„Natürlich!“, „Gut!“ etc. und nonver-
bale Signale wie Blickkontakt, Kopfni-
cken, Lächeln etc. 

Verbalisierung von Gefühlen oder 
emotionalen Erlebnisinhalten: Als 
auch  für sich empathische Führungs-
kraft verbalisieren Sie Ihre Gefühle, 
das heißt drücken diese sprachlich aus. 

Ausformulierten Problemen einen 
Titel geben: Zu einem Problem zum 
Beispiel aus einer Bildersammlung ein 
Bild aussuchen lassen und diesem 
einen Titel geben. So wird die visuelle 
Vorstellung des Problems unterstützt. 

Nachfragen – gezielte Fragestellung:  
Einsatz von Fragetechniken wie offene 
und geschlossene Fragen, zirkuläres 
Fragen ...: Der Coach stellt immer nur 
eine Frage. Er fasst sich bei der Formu-
lierung der Fragen kurz und stellt kon-
krete, eindeutige Fragen. 

Unterstützung  geben: Dies geschieht 
in Form von Ermuntern, Bestätigen, 
Zustimmen, Bekräftigen, Informatio-
nenanbieten oder praktische Anre-
gungen bzw. Hinweise. Unterstützung 
erhält der Coachee in Situationen, in 
denen er nicht in der Lage ist, sich 
diese selbst zu geben. 

•  Selbstausdruck  fördern:  Gelegen-
heit, Anleitung und Ermutigung bie-
ten, das auszudrücken, was gedacht, 
gefühlt und gewollt ist.  

• Bedeutungen klären: Gleiche Begriff-
lichkeiten haben bei unterschiedlichen 
Personen oft unterschiedliche Bedeu-
tungen, deshalb (Neu-)Klären der 
Bedeutung von Worten und Verhalten 
und schärfere Abgrenzung. 

•  Pausen  machen: Der Coach gibt sich 
und seinem Gegenüber durch Pausen 
die Möglichkeit, über das Gesagte 
oder die momentane Situation nach-
zudenken. Der Coachee erhält die 
Möglichkeit, selbst wieder etwas zu 
sagen, um damit wieder das Gespräch 
auf für ihn bedeutsame Punkte hinzu-
steuern. Pausen erhöhen in jedem Fall 
die Wirkung des bisher Besprochenen.
 
• Konfrontation: Dies geschieht durch 
deutliche und klare Aussagen, die sich 
durch Unterschiedlichkeit zur Wahr-
nehmung, zum Denken und zum Wol-
len des Coachees auszeichnet (vgl. 
Looss,  1997,  S.  125).  Konfrontatio-
nen  setzen eine tragfähige Beziehung 
zwischen Coach und Coachee voraus. 

• Arbeitsvorschläge: Lernen durch 
Arbeitsaufträge, die im beruflichen 
oder privaten Umfeld des Coachees 
umgesetzt werden. 

Erklären und Informationen geben.  Kon-
struktive Rückmeldung / Feedback geben 
(nach Vespermann). Sogenannte Coa-
ching-Tools finden sich bei Rauen (2004), 
bei Vogelauer (2005) und Loos (1997). 
Rauen nennt Voraussetzungen für den 
Einsatz von Interventionen: Erklärbarkeit 
(Sinn und Funktion der Methode) und 
Transparenz der Intervention; Orientie-
rung der Intervention am Coaching-Kon-
zept; Determination der Intervention 
durch Ziele und Dauer; Verhaltenserwei-
terung des Coachees; Abstimmung der 
Intervention auf das Individuum.

Struktur eines 
Coachingprozesses

Die Struktur eines Coachingprozesses 
hat Brinkmann (1997) vorgestellt:

•	Gespräch zur/nach  
Kontaktaufnahme,
•	Führen eines Erstgesprächs, 
•	„Einstieg in das Mitarbeiter- 

Coaching,
•	Festlegung der Basis der  

Coaching-Beziehung,  
•	Problemdefinition / Definition des/

der Anliegen(s),  
•	Zielsetzung und Vorgehenspläne,  
•	praktische Umsetzung und  

Erfolgskontrolle,  
•	Kontinuität und Festlegung neuer 

Problem- und Veränderungsfelder“.

Erstgespräch
Gemeinsames Klären des Kontextes: 
Der Coachee formuliert, welche The-
men, Fragen und Probleme er in wel-
cher Form bearbeiten möchte und wo 
er Unterstützung sucht. Der Coach 
benennt, welche  Auswirkungen das 
Coaching und die damit verbundenen 
Veränderungen im Verhalten und 
Handeln des Mitarbeiters für dessen 
Umfeld haben können. Er fragt nach 
den Merkmalen, an denen der Coa-
chee das Erreichen seines Zieles erken-
nen könne: Woran würden Sie es mer-
ken? Was wäre dann anders? Der 
Coach klärt auch die Erwartungen des 
Coachees: Was will er verändern? Was 
will er erreichen? Ebenso werden die 
Formen des Umgangs (Verhaltenswei-
sen) miteinander geklärt: Was wollen, 
was können Sie tun? Was sind Sie 
bereit einzubringen? Welche Tabus 
sind im Coachingprozess gesetzt! Auch 
die rein formalen Dinge werden geklärt: 
Ort, Zeit, Dauer, Sitzungsabstand, Sit-
zungsdauer etc. Der Coach benennt 
ebenso die Geschäftsgrundlage wäh-
rend des Coachingprozesses in den 
jeweiligen Sitzungen, z. B.: 
•	Vertraulichkeit der Sitzungsthemen;
•	klare und überprüfbare  

Zielvereinbarungen;
•	lösungsorientierte Fragestellungen;
•	Art der Gesprächsführung;
•	offene und konstruktive Mitarbeit;
•	Erprobungs- und Rückmelde- 

vereinbarung;
•	Art der Ergebnissicherung.

Coachingkontrakt
In diesem werden schriftlich formal die 
Bedingungen festgehalten, die im 
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Arbeitsbündnis gelten:
•	Gesamtdauer des Coachings;
•	Geheimhaltungs- und  

Vertraulichkeitspflicht;
•	Haftungsfragen;
•	eventuell Honorar oder  

Aufwandsentschädigung. 

Erste Coachingsitzung

•	Klärung der Themenstellung(en);
•	Benennen des für den Coachee  

aktuell wichtigsten Themas;
•	Klären der Ist-Situation;
•	Nennen der angestrebten  

Zielsetzung;
•	Coachee bestimmt, womit er 

beginnen will;
•	gemeinsames Besprechen und 

Vereinbaren des Vorgehens; 
•	gemeinsames Überprüfen der  

Stimmigkeit des Vereinbarten;
•	Thema für nächste Sitzung festlegen 

(Coachee).

Nachfolgende  
Coachingsitzungen

•	Nachfragen, ob es etwas  
Brandaktuelles gibt, was zuerst  
bearbeitet werden soll;
•	Bearbeiten des vereinbarten Themas;
•	Rückblick (Coachee/Coach)  

auf den Inhalt und den Verlauf der  
Coachingsitzung;
•	Vereinbaren des nachfolgenden 

Themas.

Abschlussgespräch
Wurde die vereinbarte Zahl der Sitzun-
gen oder das angestrebte Ziel (Coa-
chee) erreicht, findet ein Abschlussge-
spräch statt. In diesem wird nochmals 
vom Coachee auf den von ihm / für ihn 
gestalteten Prozess und seine Ergeb-
nisse zurückgeblickt. 

Vorbereitung eines  
Coachings / einer  
Coaching-Sitzung
Diese bezieht Ihre bisherigen Kennt-
nisse über den jeweiligen Mitarbeiter 
und dessen Aufgabenfelder, seine bis-
her gesehenen Arbeitsweisen im Kern-
geschäft und im dienstlichen Verhal-
ten sowie Kenntnisse seines berufli-

chen (gegebenenfalls auch privaten) 
Umfeldes mit ein. So könnten sich fol-
gende Fragen ergeben:
•	Was für ein Mensch ist der Coachee 

(Mitarbeiter)? 
•	In welchem Umfeld lebt er derzeit 

und wie stellt er sich sein gewünsch-
tes berufliches Umfeld vor? 
•	Welche Aufgaben hat / hatte er und 

wie gestaltet er seine Arbeitstage? 
•	Welche Aufgaben haben  

wir uns gemeinsam für das  
Coaching gestellt? 
•	Welche Durchführungsmodalitäten 

haben wir für unsere Gespräche  
festgelegt? 
•	Welche Schritte zur Veränderung 

wurden bereits angesprochen und 
welche Realisierungsmöglichkeiten 
sind erkennbar? 
•	Welche Widerstände spüre ich  

beim Coachee und bei mir? 
•	Welches sind die vereinbarten 

Erfolgskriterien?

Verhalten des Coach im 
Coaching
•	Der Coach nimmt eine offene,  

interessierte und zugewandte 
Körperhaltung ein. 
•	Der Coach hält während des  

Gespräches Blickkontakt. 
•	Der Coach signalisiert zum Beispiel 

durch Kopfnicken oder eine  
Handbewegung Zustimmung. 
•	Der Coach achtet außerdem auf  

nonverbale Signale bei sich selbst 
und dem Coachee.
•	Der Coach spricht Abweichungen 

von verbalen zu nonverbalen Signa-
len beim Coachee an. (Vespermann)
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wei Jahre nachdem viele Hundert-
tausend Menschen nach Deutsch-

land geflüchtet sind, stehen Schulen 
noch immer vor großen Herausforde-
rungen, um die neu zugewanderten 
Kinder und Jugendlichen zu integrie-
ren. Dies berührt nicht nur Fragen 
ihrer schulischen Qualifizierung, son-
dern auch ihre soziale Einbindung in 
die Gleichaltrigengruppe oder die 
Stärkung ihrer Identifikation mit der 
Schule und dem Aufnahmeland. Wis-
senschaft und Politik stehen in der  
Verantwortung, Lösungsansätze 
bereitzustellen sowie Lehrpersonen 
und pädagogisches Fachpersonal in 
Bildungseinrichtungen dabei zu unter-
stützen, die neu zugewanderten Kin-
der und Jugendlichen zu fördern. 

In vielen Bundesländern war es bislang 
üblich, den Erstunterricht für Schüle-
rinnen und Schüler mit Flucht- oder 
Zuwanderungshintergrund in speziel-
len Vorbereitungsklassen zu organisie-
ren. Laut Angaben des zuständigen 
Kultusministeriums waren es in Baden-
Württemberg im vergangenen Schul-
jahr rund 30.800 Schülerinnen und 
Schüler, die eine der insgesamt 1950 
Vorbereitungsklassen an allgemeinbil-
denden Schulen besucht haben. Hier 
erlernen die Kinder zunächst die deut-
sche Sprache, bevor sie in eine regu-
läre Klasse – möglichst mit Lernenden 
gleichen Alters – wechseln können. 
Um den Integrationsprozess zu unter-
stützen, versuchen einige Schulen in 
Ganztags- oder erweiterten Betreu-
ungsangeboten ergänzende Angebote 
zu implementieren, bei denen neu 
zugewanderte Kinder eine zusätzliche 
Sprachförderung erhalten oder ge-
meinschaftlich mit anderen Kindern an 
thematisch unterschiedlichen Arbeits-
gemeinschaften teilnehmen. 

Das WIRwerden-Programm  
zur verbesserten Integration 
von Schulkindern mit  
Fluchthintergrund

In den vergangenen Monaten haben 
wir mit unserem Team vom Arbeitsbe-
reich Schul- und Unterrichtsforschung 
an der Freien Universität Berlin ein 
Programm erprobt, mit dem wir Schu-
len in ihren Zielsetzungen, neu zuge-
wanderte Kinder erfolgreich in die 
Regelklassen zu integrieren, unterstüt-
zen möchten. Das von der Robert-
Bosch-Stiftung geförderte Programm 
WIRwerden ist ein fakultatives, außer-
curriculares Bildungsangebot, das wir 
auf der Grundlage sozialpsychologi-
scher Erkenntnisse und wissenschaft-
lich bewährter Methoden entwickelt 
haben. Das Programm ist inhaltlich 
und sprachlich auf die besondere Situ-
ation geflüchteter Kinder im Alter von 
circa 12 Jahren angepasst und hand-
lungsorientiert konzipiert. 

Zugehörigkeitsgefühl
stärken

Hauptziel von WIRwerden ist es, die 
betroffenen Kinder in ihrem Zugehö-
rigkeitsgefühl zur Schule zu stärken 
und ihre soziale Integration in die 
reguläre Schulklasse zu unterstützen. 
Ausgehend von einem Verständnis, 
dass Integration kein einseitiger Pro-
zess ist, sondern vielmehr gegenseiti-
ges Aufeinanderzugehen verlangt, 
wird in dem Programm die Bedeutung 
der Gleichaltrigen für einen erfolgrei-
chen Integrationsprozess hervorgeho-
ben. Entsprechend besteht ein Kern-
element von WIRwerden darin, dass 
jedes teilnehmende neu zugewan-
derte Kind mit einem in Deutschland 
aufgewachsenen gleichaltrigen Kind 
in einem Tandem zusammengebracht 
wird. Durch die Tandembildung soll 
für die Kinder betont werden, dass sie 
sich „auf Augenhöhe“ begegnen, 
obwohl sich jeweils eines der Kinder 

von seinen sprachlichen Voraussetzun-
gen her besonderen Herausforderun-
gen gegenübersieht. Im besten Falle 
soll die anfänglich von außen arran-
gierte Verbindung als Modell für 
zukünftige Beziehungen und Freund-
schaften dienen. 

Ein Neubeginn, wie der Start an einer 
neuen Schule, ist für alle Kinder aufre-
gend, doch für geflüchtete Kinder 
häufig mit zusätzlichen Unsicherhei-
ten verbunden. „Werde ich den schuli-
schen Anforderungen entsprechen 
können?“, „Wird mich die Lehrerin 
verstehen?“, „Was denken die ande-
ren Kinder über mich und werden sie 
mich akzeptieren?“ sind nur einige der 
Fragen, die geflüchtete oder neu zuge-
wanderte Kinder beschäftigen kön-
nen. Aus der Forschung wissen wir,  
dass Mitglieder sozial benachteiligter 
oder zahlenmäßig unterrepräsentierter 
Gruppen häufiger verunsichert darüber 
sind, ob sie zu einem bestimmten Kon-
text (z. B. Schulklasse) dazugehören. 

Negative oder mehrdeutige Erfahrun-
gen interpretieren sie in der Folge 
eher als Beleg dafür, dass sie nicht Teil 
des Kontextes sind, zu dem sie eigent-
lich gehören möchten. Beim Spiel auf 
dem Pausenhof nicht einbezogen zu 
werden, ein mehrdeutiger Kommentar 
oder ein negatives Leistungsfeedback 
von der Lehrkraft sind Beispiele sol-
cher Ereignisse, die Unsicherheitserle-
ben auslösen oder zur Besorgnis veran-
lassen können, etwaige über die 
eigene soziale Gruppe bestehende 
negative Vorurteile selbst zu bestäti-
gen. Wie viele Forschungsarbeiten zei-
gen, führen solche belastenden 
Gedanken häufig auch tatsächlich zu 
negativen Konsequenzen im Leis-
tungs- und Sozialverhalten, weil Kin-

Z
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der ihre Anstrengungen für die Schule 
reduzieren oder weniger positiv auf 
andere Kinder zugehen. 

Kindgerechte  
Thematisierung

Im WIRwerden-Programm werden sol-
che Unsicherheiten in Situationen des 
Neuanfangs auf kindgerechte Art the-
matisiert. Dazu lernen die Teilnehmen-
den beispielsweise die Geschichten 
anderer Kinder kennen, die aufgrund 
von Flucht oder eines Umzugs in eine 
andere Stadt ganz ähnliche Gedanken 
und Gefühle erlebt haben und darüber 
berichten, wie sie diese überwunden 
haben. Die am Programm teilnehmen-
den Mädchen und Jungen erfahren 
auf diese Weise, dass Schwierigkeiten 
und Unsicherheiten bei einem Neube-
ginn ganz normal sind, jedoch mit der 
Zeit sehr wahrscheinlich vergehen 
oder nicht mehr irritieren. Im weiteren 
Verlauf formulieren die Teilnehmen-
den dann für zukünftig an ihre Schule 
kommende Kinder Tipps, wie man mit 
den täglichen Herausforderungen der 
Schule umgehen kann. Mit dieser Auf-
gabe versetzen wir die Kinder bewusst 
in die Rolle von Ratgebenden; hier 
sind sie also ausdrücklich nicht die 
Empfänger von Hilfe anderer. Dadurch, 
dass die Kinder Tipps für andere Kin-
der formulieren, wird auch begünstigt, 
dass sie sich an das Gesagte später wie-
der erinnern, sollten sie erneut Zweifel 
oder Verunsicherung erleben.

In insgesamt neun Sitzungen bietet 
das WIRwerden-Programm bis zu 
zwölf Kindern (4–6 Tandems) solche 
und andere Anregungen, sich im Tan-
dem oder in der Großgruppe auszu-
tauschen und miteinander zu inter-
agieren. Angeleitet werden die Kinder 
in den Sitzungen jeweils von zwei Coa-
ches, einem Team aus Lehramtsstudie-
renden und Studierenden der Erzie-
hungswissenschaft oder Psychologie, 
die in einem zweitägigen Training für 
diese Aufgabe geschult wurden. Die 
Sitzungen sind als „Mutmacher“ 
gedacht und schaffen Anlässe, für 
bestimmte Zusammenhänge zu sensi-
bilisieren und Lösungsstrategien zu 
entwickeln. So geht es in einer Sitzung 

um Übungen zur Wahrnehmung von 
Emotionen bei sich und anderen, bei 
der die Kinder den Zusammenhang 
zwischen Körperhaltung und emotio-
naler Verfassung am eigenen Leib 
erfahren. In einer anderen Sitzung sol-
len die Kinder Bilder visualisieren, wie 
sie im Erwachsenenalter einmal sein 
wollen. Gemeinsam mit dem Tandem-
kind überwinden sie dann ganz spiele-
risch Hindernisse, die sich auftun kön-
nen. Das kann beispielsweise die 
Erfahrung sein, dass bestimmte nor-
mative Vorstellungen sich zwischen 
Aufnahmekultur und ihrer Herkunfts-
kultur unterscheiden. In einer Sitzung 
wird dieses Thema anhand von 
Geschlechterrollen diskutiert: Dürfen 
Frauen und Männer gleichermaßen 
sämtliche Berufe ergreifen und sich 
frei entscheiden, ob sie eine Familie 
gründen wollen? 

Wissenschaftliche  
Evaluierung

Das WIRwerden-Programm, an dem 
seit November 2016 insgesamt acht 
Berliner Schulen und somit insgesamt 
83 Kinder teilgenommen haben, wird 
durch unser Team nicht nur durchge-
führt, sondern auch hinsichtlich seiner 
Qualität und Wirkung wissenschaftlich 
evaluiert. Ein wichtiges Ziel der Evalua-
tion ist es, Inhalte und Materialien der 
Sitzungen anhand der Rückmeldun-
gen der teilnehmenden Kinder und 
Coaches weiter zu verbessern und für 
den Einsatz an zukünftigen Schulen 
anzupassen. Ein weiteres Ziel der wis-
senschaftlichen Begleitung ist es, 
durch den Vergleich mit Kindern aus 
Schulklassen, die nicht an unserem 
Programm teilgenommen haben, her-
auszufinden, ob die soziale und 
sprachliche Integration der neu zuge-
wanderten Kinder tatsächlich verbes-
sert werden konnte. Erste Einblicke in 
die Ergebnisse liefern Hinweise dafür, 
dass die WIRwerden-Sitzungen für die 
besondere Zielgruppe abwechslungs-
reich und kindgerecht gestaltet und 
vom Sprachniveau angemessen umge-
setzt wurden. So berichteten die 
geflüchteten Kinder wie auch die in 
Deutschland aufgewachsenen Tan-
demkinder, dass ihnen die Sitzungsin-

halte Freude bereiten und dass sie sich 
in der Gesamtgruppe wohlfühlen. 
Einig waren sich die Kinder auch darin, 
dass Aufgabenstellungen von den 
Coaches gut erklärt worden sind und 
sie die Sitzungsinhalte gut verstanden 
haben. Die Auswertung der Ergebnisse 
betreffend die Auswirkungen der Pro-
grammteilnahme auf die Integration 
der Kinder steht derzeit noch aus. 

Bei unserem Versuch, das WIRwerden-
Programm an Berliner Schulen bekannt 
zu machen, trafen wir überwiegend 
auf sehr engagierte Lehrkräfte und 
Schulleitungen, die unsere Programm
idee überzeugend und sinnvoll fan-
den. Trotz der großen Befürwortung 
konnte das Programm an einigen 
Schulen dennoch nicht umgesetzt wer-
den. Waren es in einigen Fällen 
ungünstige Rahmenbedingungen  
(z. B. fehlendes sozialpädagogisches 
Betreuungspersonal, hohe Fluktuation 
der Zielgruppe), überwogen in ande-
ren Fällen auch Ablehnung oder 
Bedenken gegenüber der wissen-
schaftlichen Begleitforschung. Soll ein 
neu entwickeltes Programm nachhal-
tige Impulse für die Praxis erbringen, 
ist es unerlässlich, Informationen zu 
generieren, auf deren Grundlage seine 
Wirksamkeit beurteilt werden kann. 
Dabei ist ohne Frage, dass wissen-
schaftliche Begleitforschung so 
geplant werden sollte, dass die Bedürf-
nisse aller Beteiligten berücksichtigt 
und die Belastungen im Schulbetrieb 
so gering wie möglich gehalten wer-
den. Gerade da sich Lehrpersonen häu-
fig nur unzureichend auf den Umgang 
mit kultureller Heterogenität im Klas-
senzimmer vorbereitet fühlen, sollten 
durch eine intensivierte Zusammenar-
beit von Wissenschaft und Praxis 
erfolgreiche Lösungsansätze erarbei-
tet werden; im Interesse der Schülerin-
nen und Schüler.

Madeleine 
Kreutzmann
und Co-Autorinnen:
Laura Trölenberg, 
Lysann Zander, 
Bettina Hannover; 
Freie Universität 
Berlin 
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         Stichwort

Luftschlösser
Der Lehrerberuf macht Spaß, unbe-
stritten und unbestreitbar. Kein 
Gehalt, keine Dankesurkunde, keine 
sowieso zu geringe Jubiläumsgabe 
können ein Schülerlächeln, ein 
freundliches „Guten Morgen“ auf 
dem Schulhof, eine anerkennende  
Schülergeste ersetzen. Das ist unser 
Beruf, deshalb haben wir Pädagogik 
studiert und deshalb wohnt unserem 
Wesen in der Regel unerschütterlicher 
Optimismus inne. Lehren, Lernen und 
Schülercoachen könnten also richtig 
schön sein, wenn ...

Nein, ich schimpfe hier nicht auf die 
Verwaltung, die ja auch nur die Män-
gel verteilen kann, die die Politik 
erzeugt. Und die Verwaltung wurde 
in den letzten Jahren ausgeblutet. 
Stellen wurden abgebaut. Die Erreich-
barkeit an den Telefonen ist teilweise 
erschreckend.
 
Nein, ich schimpfe hier nicht auf die 
Eltern. Der Mehrzahl von ihnen sind 
ihre Kinder nicht egal, sie kümmern 
sich darum, was in der Schule gerade 
gelernt wird. Sie wollen wissen, wie 
es dem Kind ergangen ist. Sie freuen 
sich mit ihm über gute Noten und 
trösten das Kind, wenn es einmal 
nicht so gut lief.   

Ja, ich habe Probleme mit den Politi-
kern, vor allem mit jenen, die mit aller 
Kraft ideologische Ziele vorgeben, die 
niemals zu erreichen sind, weil die 
Rahmenbedingungen dafür einfach 
nicht geschaffen wurden. Das Ergebnis 
solchen Treibens ist, dass Lehrkräfte 
glauben, dass das, was in Bildungsplä-
nen vorgegeben wird, auch unbedingt 
umgesetzt werden muss, auch wenn es 
mit gesundem Menschenverstand gar 
nicht realisiert werden kann. 

Luftschloss Nr. 1:  
die Inklusion

Das größte zu erbauende Luftschloss 
ist zweifelsohne die schulische Inklu-
sion. Die UN-Behindertenrechtskon-
vention von 2006 wurde im Jahre 

2009 von der Bundesrepublik Deutsch-
land ratifiziert, sie ist bis jetzt nicht 
einmal den Kinderschuhen entwach-
sen. Ja, ich behaupte: Sie hat noch 
nicht einmal Schuhe an. In den meis-
ten Fällen, wo von Inklusion geredet 
wird, hat sie noch nicht einmal begon-
nen. Wenn ich mich zu einer solchen 
Behauptung versteife, dann füge ich 
gleich hinzu: Außenklassen beispiels-
weise haben mit Inklusion wenig zu 
tun, allenfalls mit versuchter Integra-
tion, denn per Definition (siehe u. a. 
Wikipedia) ist Inklusion in der Schule  
der Einschluss von Betroffenen in den 
Klassenverband – das heißt, die Struk-
tur passt sich den Verhältnissen an. 
Doch über diese Theorie hinaus erfor-
dert Inklusion Rahmenbedingungen, 
die zu schaffen noch von keiner Regie-
rung überhaupt angedacht worden ist. 
Italien rühmt sich, die Sonderschulen 
abgeschafft zu haben. Inklusionskinder 
werden in Regelklassen aufgefangen. 
Toll! In der Praxis sickert durch, dass die 
Kinder zwar in den Klassen sitzen und 
lernen könn(t)en, dass aber die erfor-
derlichen Hilfestellungen über große 
Strecken ausbleiben. 

Ja gut, so kann man auch inkludieren. 
In Deutschland ist es in vielen Teilen 
genau so, nur dass man sich – Gott 
sei’s gedankt – nicht rühmt, keine 
Sonderschulklassen zu haben. Im 
Gegenteil: Ich kenne mehr Eltern, die 
darüber froh sind, dass ihren Kindern 
in kleinen Klassen auf besondere Art 
geholfen werden kann, als solche wie 
die Mutter von Henri (Downsyndrom), 
die ihr Kind unbedingt aufs Gymna-
sium schicken wollte. Ich kenne auch 
viele verantwortungsbewusste Lehr-
kräfte, die unter Abschätzung aller 
Umstände die Eltern vom Besuch 
einer Sonderschule überzeugen kön-
nen. Ich meine, in Anbetracht der 
noch zu keinem Zeitpunkt notwendi-
gerweise geschaffenen Rahmenbe-
dingungen ist dies nicht die schlech-
teste aller Lösungen. Es war in den 
Anfängen unzweifelhaft das Ver-
dienst des Verbandes Bildung und 
Erziehung (VBE), dass das Wort „Kos-
tenneutralität“ aus dem Grundwort-
schatz der Inklusionspolitiker und 

anderer „Interessensvertretungen“ 
der Lehrkräfte verschwand. Es ist das 
Verdienst des VBE, die erforderlichen 
Rahmenbedingungen immer wieder 
auf die politischen Tagesordnungen 
zu setzen. Auch wird der VBE nicht 
müde, eine ständige Zweitkraft im 
inklusiven Unterricht zu fordern. Und 
was man heute angesichts sprudeln-
der Steuereinnahmen auch wieder 
sagen darf: Inklusionsunterricht so 
durchzuführen, wie Realisten glau-
ben, dass er funktionieren kann, kos-
tet nicht nur eine halbe Million Ein-
satz (eine halbe Million Euro Finanz-
spritze für die Qualitätsoffensive 
Bildung war der höchste Sonderein-
satz vor der Landtagswahl 2011, den 
es je gab, der aber nach der Wahl 
nicht mehr umgesetzt wurde). Nein: 
Inklusion kostet viele Millionen. Und 
wenn diese Millionen sinnvoll ange-
legt werden sollen, dann braucht es 
ausgebildete Personen, die diese Auf-
gaben auch meistern können. Wir 
haben beides nicht in erforderlichem 
Maße zur Verfügung, weder „ausge-
bildet“ noch „Personen“. Woher sol-
len diese auch kommen, wenn sich 
die Politik anmaßt, zeitgleich mit 
neuen visionären Programmen Stel-
len zu streichen? Mein Herz ist voll, 
der Mund könnte also überlaufen. 
Doch bevor dies geschieht, betrach-
ten wir 

Luftschloss Nr. 2: 
der individuelle Unterricht

Die CDU/FDP-Regierung hatte „da-
mals“ (2010) mit der „Qualitätsoffen-
sive Bildung“ zwar noch begonnen. 
Sichtbares Ergebnis bis heute sind die 
Klassenteiler, die in den Regelschulen 
bei 30, in der Grundschule und 
Gemeinschaftsschule bei 28 Schülerin-
nen und Schülern liegen. Zwar sollte 
selbiger noch weiter gesenkt werden, 
aber das hat die Folgeregierung aus 
Spargründen schnell einkassiert. Die 
Begründung war einleuchtend: Ob 31 
oder 28 Schüler in der Klasse sitzen, 
ist für den Lernerfolg nicht maßge-
bend. Das kann ich gut nachvollzie-
hen, gehe aber noch einen Schritt 
weiter. Von uns Lehrkräften wird indi-



VBE Magazin • September 2017
25

.

.

.

         Stichwort

Schaffen wir es, die Bildungsziele in den Schulen zu 
erreichen? – Oder schafft die Arbeit uns?

Der Autor Josef Klein 
ist Mitglied im 
VBE-Landesvorstand 
Baden-Württemberg.
Ein Dank gebührt 
Susanne Preget 
für das Zeichnen 
der Karikatur.

vidueller Unterricht gefordert. Soll 
der mit 30 Kindern/Jugendlichen in 
einer Klasse möglich sein? Soll er mit 
28 ermöglicht werden? Nein! Vor uns 
sitzen keine Marionetten, die auf 
Kommando lernen oder ruhig sind. 
Vor uns sitzen (oder liegen oder ste-
hen) Menschlein und Menschen mit 
all ihren guten, aber auch mit ihren 
gewöhnungsbedürftigen originellen 
Eigenheiten, ihren Stärken, ihren 
Schwächen, ihrem Individualismus. 
Alle wollen etwas von dir und du 
kannst versuchen, die auffälligsten 
Schwächen zu schwächen und die vor-
teilhaftesten Stärken zu stärken. Das 
war es aber dann auch schon. Weder 
ist die Lehrkraft ein Zauberer noch 
ein Alleinunterhalter. Hingegen ist 
der Unterricht ein Bedingungsgefüge, 
in dem im Jahr 2017 eben nicht nur 
Unterricht stattfindet. Soll heißen: 
unsere Klassen sind für individuellen 
Unterricht zu groß. Der VBE hat als 
Beschlusslage die Zahl „22“ als Klas-
senteiler für Regelklassen angesetzt 
und arbeitet in politischen Gesprä-
chen auf die Umsetzung hin. Das 
wäre schon allein deshalb realisti-
scher, weil „22“ ja nur die Obergrenze 
zum Teilen einer Klasse wäre. Das 
würde Lehrkräften den notwendigen 
Freiraum geben, individuellen Unter-
richt stärker zu pflegen, als es jetzt 
überhaupt möglich ist. Wünschen wir 
unserer Verbandsspitze unseres Spit-

zenverbandes die nötige Durch-
schlagskraft, obwohl wir die Politik 
schon wieder hören: „Das können wir 
nicht bezahlen!“ Na immerhin: 
Bezahlen können sie es nicht, aber 
von uns Lehrkräften fordern schon! 

Luftschloss Nr. 3: 
die Wahlversprechen

Es ist ja nun auf wenigen Ebenen 
sichtbar geworden, dass das soge-
nannte Kooperationsverbot aufge-
weicht wird. Damit darf der Bund 
auch – jetzt noch in begrenztem 
Umfang – Geld für die Bildungsausga-
ben der Länder ausgeben. Es ist des-
halb interessant, auf die Versprechun-
gen der Parteien im Bildungsbereich 
zu sehen. Vor allem ist auch abzu-
klopfen, ob Konkretes versprochen 
wird oder ob sich Aussagen in Allge-
meinplätzen ergießen. Genauso wich-
tig ist es, festzustellen, ob der Bund 
überhaupt zuständig ist, denn Schule 
ist zum größten Teil Angelegenheit 
der Länder. Im Verbund mit den Kom-
munen (Gebäude, Ausstattung) sind 
sie für das meiste zuständig. Da muss 
man dann schon genau hinschauen, 
ob eine propagierte Investition recht-
lich überhaupt zulässig ist. Um es 
gerecht zu beurteilen, sollten Sie die 
Wahlprogramme im Internet studie-
ren. Es wäre ja geradezu sträflich, 
würden die Bundesparteien das 

Thema „Bildung“ nicht ansprechen. 
Es gibt darunter aber auch solche, bei 
denen man meinen könnte, ab mor-
gen machte der Bund die Bildungspo-
litik und nicht mehr das Land. Das 
wird allerdings auch übermorgen 
nicht der Fall sein.

Auf jeden Fall sollte man auf Fakten 
schauen, die unabdingbar sind: Bil-
dung kostet Geld, sehr viel Geld. Des-
halb nützen allein die Versprechun-
gen zu besserer Bildung gar nichts. Es 
muss zwangsläufig immer dabeiste-
hen, was der jeweiligen Partei die 
entsprechend propagierte  Verbesse-
rung wert ist. Auf 34 Milliarden (!) 
Euro wird der Sanierungsstau bei 
maroden Schulhäusern geschätzt. 
Dafür sind aber in erster Linie die 
Kommunen zuständig, der Bund 
bezuschusst allenfalls. Einen ähnli-
chen Betrag würde die Sanierung der 
Hochschulen verschlingen.  

Martin Schulz ließ im Wahlkampf ver-
lauten, dass er die deutschen Bil-
dungsausgaben auf den Schnitt der 
OECD-Länder anheben will.  Das wäre 
als erster Schritt richtig und erfordert 
die investive Kleinigkeit von 12 Milli-
arden Euro. Die FDP toppt das noch 
leicht und möchte Deutschland gar in 
das OECD-Spitzenquintett einreihen.  
Schätzungsweise würde dies ein deut-
lich Mehrfaches an milliardenschwe-
ren  Investitionen erfordern. 

Man sieht: Nach oben sind keine 
Grenzen gesetzt. Da bleibt die VBE-
Forderung nach der besten Schulre-
form vergleichsweise sehr bescheiden: 
kleinere Klassen, geringere Deputate 
für Lehrkräfte und höhere Anrech-
nungen für besondere Belastungen. 
Ich bin mir sicher: damit könnte man 
doch mal anfangen, oder? 
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        Referat Recht und Besoldung

Sind Pensionäre eine Last?
Wer wird schon gerne als eine Last 
bezeichnet? Ich jedenfalls kenne nie-
manden. Davon sprechen aber gerne 
sowohl die Presse wie auch einige 
Experten, wenn es um die Pensionen 
von Beamtinnen und Beamten geht. 
Oft gleich gefolgt von dem Stereotyp, 
dass diese ja nichts für ihre eigenen 
Pensionen beitragen würden. Weit 
gefehlt! Das Land Baden-Württem-
berg allein verfügt über Rücklagen für 
die Beamtenpensionen in Höhe von 
etwa 3,5 Mrd. Euro. Davon sind circa 2 
Mrd. Euro in einem Fonds angelegt. 
Doch woher stammt dieses Geld?
 

Jährliche Pensionsausgaben 
des Landes 

Fakt ist, dass das Land derzeit rund 
4,9 Mrd. Euro für die Pensionäre und 
Hinterbliebenen pro Jahr ausgibt. Das 
sind rund 10 % der Gesamtausgaben 
des Landeshaushaltes. In den nächs-
ten Jahren wird die Anzahl der Pensi-
onäre noch steigen, die Zeit des 
höchsten Anstieges ist aber längst 
schon vorbei. 

1999 beschlossen: 0,2 % von 
jeder Besoldungserhöhung

Bei diesen Zahlen ist klar, dass das 
Land gut beraten ist, rechtzeitig für 
die treu geleisteten Dienste – so steht 
es auf jeder Pensionierungsurkunde – 
der Pensionäre zu sorgen. Das macht 
das Land auch bereits seit 1999. 
Damals hatte die schwarz-gelbe Lan-
desregierung beschlossen, eine Rück-
lage für die abzusehenden Zahlungen 

Rückstellungen für künftige Pensionszahlungen 
in Baden-Württemberg wachsen

Dirk Lederle
VBE-Referat
Recht und Besoldung

zu bilden. Diese stammt jedoch nicht 
aus dem Haushalt, sondern von den 
Beamtinnen und Beamten selbst. Seit 
diesem Beschluss werden nämlich 
0,2% von jeder Besoldungserhöhung 
(übrigens auch von den Versorgungs-
bezügen) in einen Fonds abgeführt. 
Dieser Betrag hat sich inzwischen auf 
stattliche 3,5 Mrd. Euro angesammelt. 
Dieser Fonds könnte ca. 16 % der Pen-
sionen künftig abdecken. Das Geld 
stünde ab 2018 zur Verfügung, dann 
läuft der Vertrag zu dieser sogenann-
ten Versorgungsrücklage aus.

Land legt monatlich 500 Euro 
für jede Neueingestellte /
jeden Neueingestellten zurück

Zusätzlich zu dem Geld der Beamtin-
nen und Beamten hat das Land unter 
Ministerpräsident Oettinger 2009 
beschlossen, auch selbst etwas zu tun. 
Für jeden neu eingestellten Beamten 
und jede neu eingestellte Beamtin 
legt das Land einen Betrag von 500 
Euro monatlich zurück. Der Bund 
übrigens legt fast doppelt so viel für 
die Neueinstellungen zurück, um eine 
Volldeckung der Pensionszahlungen 
zu erreichen. Es dem Bund gleichzu-
tun, fordert nicht nur der bbw (Beam-
tenbund Baden-Württemberg), son-
dern auch der Landesrechnungshof. 

In beiden Rückstellungs- 
töpfen: 8,8 Mrd. Euro 

Ab 2020 könnte dann erstmals Geld 
aus dem Pensionsfonds entnommen 
werden, um dies dem Haushalt des 
Landes zuzuführen. Das Geld aus die-

sen beiden Finanztöpfen zusammen 
würde rund 8,8 Mrd. Euro betragen, 
die dann aufgrund der größer gewor-
denen Zahl von Pensionären zur 
Deckung der Beamtenpensionen aus-
gleichend zur Verfügung stünden.

VBE warnt das Land vor Absen- 
kung der Pensionsansprüche                                           

Mit einer weiteren Absenkung der 
Pensionen oder einer weiteren Ver-
schlechterung der Beihilfe wäre das 
Land übrigens schlecht beraten. Denn 
die Pensionen und auch die Heil- und 
Krankenfürsorge sind gewichtige 
Argumente in der Nachwuchsgewin-
nung des öffentlichen Dienstes. Wie 
schwierig es ist, gute und geeignete 
Nachwuchskräfte zu finden, erleben 
wir derzeit schon in allen Bereichen 
des öffentlichen Dienstes. In beson-
ders eklatanter Weise im Bereich der 
Schulen. Dort werden seit geraumer 
Zeit immer mehr Lehrerstellen mit 
sogenannten Nichterfüllern (ohne 
abgeschlossenes Lehramtsstudium) 
besetzt. Eigentlich ein Skandal! Oder 
würden Sie etwa gerne von einem 
Metzger operiert werden, nur weil es 
schwer ist, einen Arzt zu finden?

www.vbe-bw.de
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        Junger VBE

Der bisherige Landesjugendleiter, 
Daniel von der Ohe, gab beim diesjähri-
gen Landesjugendausschuss (LJA) im 
Juli in Stuttgart seinen Rücktritt 
bekannt. Über drei Jahre hatte dieser 
sein Amt inne, welches er nun aus per-
sönlichen Gründen niederlegte. Die 
Wahl der neuen Landesjugendleiterin 
fiel auf die bisherige stellvertretende 
Vorsitzende Sina Strauß.

Sina lebt und arbeitet in Stuttgart. Ihrer 
beruflichen Leidenschaft geht sie in der 
EDV beim Finanzamt nach. Somit ist 
ihre Fachgewerkschaft die DSTG. Nach 
dem Motto „Gemeinsam stark“ nimmt 
sie die neue Führungsrolle an. Eine 
gute Zusammenarbeit mit der Landes-
jugendleitung, der Leitung des bbw, 

Landesjugendausschuss und Sommerfest 
– Führungswechsel in der bbw-jugend

den Fachverbänden, der dbb jugend 
Bund sowie der Beamtenbundjugend 
Rheinland-Pfalz, Bayern und Hessen lie-
gen Sina Strauß besonders am Herzen. 
Dies schafft Vertrauen für eine erfolg-
reiche gemeinsame gewerkschaftliche 
Jugendarbeit.

Zu Beginn des Ausschusses informierte 
Daniel von der Ohe die Mitglieder 
über seine besuchten Veranstaltungen 
und Entwicklungen innerhalb  des 
bbw. Im Anschluss referierte Daniel 
Jungwirth, stellvertretender Vorsitzen-
der, über sein Projekt zum Thema 
„Gewalt gegen Beschäftige im öffent-
lichen Dienst“. Im Herbst plant er 
hierzu eine ausführliche Befra-
gung. Einen Überblick über den Haus-

halt der bbw jugend erhielten die LJA-
Teilnehmer durch Schatzmeisterin 
Laura Wittmer. Im Anschluss erläuter-
ten Christoph Strehle (stellv. Vorsitzen-
der der dbb jugend Bund) und Lena 
Oelschlegel (Vorsitzende Beamten-
bund-Jugend Bayern) einzelne Aufga-
benbereiche ihrer Gewerkschaft. In 
der gemeinsamen Runde, in der alle 
Fachgewerkschaften von ihren 
momentanen Projekten erzählten, 
erläuterte der stellvertretende Vorsit-
zende Jörg Sobora abschließend  neue 
Konzepte der Lehrergewinnung.

Nach der Arbeit folgte das Vergnügen 
– beim bbw-jugend Sommerfest. Dort 
begrüßte die neue Landesjugendleite-
rin Sina Strauß die Gäste, bevor sie das 
Wort an bbw-Chef Volker Stich über-
gab. Dieser berichtete aus der Arbeit 
des bbw, gratulierte Sina Strauß zu 
ihrer Wahl und dankte Daniel von der 
Ohe für seine Arbeit.

Falls ihr Interesse 
habt, uns bei der 
Junglehrervertretung 
zu unterstützen, 
oder weitere 
Informationen 
benötigt, wendet 
euch an: 

Mira Brühmüller
 
Mira.Brühmüller@vbe-bw.de 

Bei strahlendem Sonnenschein veran-
stalteten der Junge VBE und sein 
Kooperationspartner, die Deutsche 
Beamtenversicherung (DBV – vertreten 
durch Andreas Rübsam), an der Päda-
gogischen Hochschule eine Eisaktion 
für seine studentischen Mitglieder. 
Viele Studierende folgten der Einla-
dung und freuten sich über die will-
kommene Abkühlung. Der Informati-

onsstand bot zudem die Möglichkeit, 
sich mit Praxis- und Studienhelfern ein-
zudecken. 

Ein herzliches Dankeschön für die 
Unterstützung geht an Andreas Rüb-
sam (DBV) und das Eiscafé „La Gon-
dola“ sowie Dorothea Faßbinder-Eich-
horn, Sabine Loskant und Alexandra 
Rempe.              Studentengruppe Freiburg

Eisaktion an der Pädagogischen 
Hochschule Freiburg
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Die behindertenpolitische Sprecherin 
der grünen Bundestagsfraktion, 
Corinna Rüffer, hat sich in einem Bei-
trag für die Frankfurter Rundschau 
zum Thema Inklusion geäußert. Der 
VBE Baden-Württemberg hat die Aus-
sagen von Frau Rüffer mit Interesse 
verfolgt.  Nicht alle Aussagen können  
– aus Sicht des VBE BW – unwider-
sprochen stehen gelassen werden. 
Der VBE spricht sich nicht grundle-
gend gegen Inklusion aus. Der VBE 
fordert entschieden das Elternwahl-
recht und den Erhalt der sonderpäda-
gogischen Bildungs- und Beratungs-
zentren (SBBZ), damit die Qualität der 
Förderung erhalten und das Wahl-
recht der Eltern berücksichtigt wer-
den kann. 

Im Folgenden wird der VBE zu einzel-
nen Passagen Stellung nehmen, die er 
dem Artikel der behindertenpoliti-
schen Sprecherin entnommen hat.

„Vor gut acht Jahren hat Deutschland 
die UN-Behindertenrechtskonvention 
ratifiziert. Das war keine unverbindli-
che Geste. Die Menschenrechtskon-
vention, die unter anderem ein inklu-
sives Bildungssystem vorschreibt, ist 
seitdem geltendes Recht.“
Der VBE merkt an: Die UN-Behinder-
tenrechtskonvention schreibt kein 
inklusives Bildungssystem vor. Sie for-
dert in ihrer englischen Originalfas-
sung, die zugleich geltendes Recht ist, 
den Zugang aller zur Bildung, was 
nicht mit einem inklusiven Bildungssys-
tem, sondern mit einem integrativen 
Bildungssystem gleichzusetzen ist.

„Studien belegen, dass Kinder mit 
und ohne besonderen Förderbedarf 
gleichermaßen vom gemeinsamen 
Unterricht profitieren.“
Der VBE merkt an: Es ist korrekt, dass 
einige Studien hier einen positiven 
Zusammenhang aufzeigen konnten. 
Es gibt demgegenüber aber auch Stu-
dien, die einen negativen Zusammen-

         Referat Sonderpädagogik

hang feststellen konnten. Unter den 
Bildungsforschern gibt es strittige 
Forschungsergebnisse, ob Kinder mit 
und ohne Anspruch auf ein sonderpä-
dagogisches Bildungsangebot vom 
gemeinsamen Unterricht profitieren 
oder nicht. Die Praxis zeigt, dass Kin-
der unterschiedliche Lernumgebun-
gen und unterschiedliche Zugehens-
wege benötigen, um Lernerfolge 
haben zu können. Nicht für jedes 
Kind ist dasselbe gleich gut.

„An Förderschulen dagegen errei-
chen drei Viertel aller Kinder keinen 
regulären Schulabschluss. Sie finden 
deshalb keine Lehrstelle und keinen 
Job. Kein Wunder, dass der Weg von 
der Förderschule meist direkt in eine 
Behindertenwerkstatt führt – und 
dort verbleibt man ziemlich sicher bis 
zur Verrentung.“
Der VBE verwehrt sich entschieden 
gegen diese Herabsetzung der Arbeit 
an SBBZ und an Behindertenwerkstät-
ten. Beide leisten hervorragende 
Arbeit sowohl in der beruflichen Ori-
entierung als auch bei der beruflichen 
Eingliederung von Schülerinnen und 
Schülern mit einem Anspruch auf ein 
sonderpädagogisches Bildungsange-
bot (SBA). Außerdem verwahrt sich 
der VBE gegen die Behauptung, dass 
drei Viertel aller Schülerinnen und 
Schüler an SBBZ keinen regulären 
Schulabschluss erreichen würden.  
70 % der Schülerinnen und Schüler 
mit Anspruch auf ein sonderpädago-
gisches Bildungsangebot haben den 
Förderschwerpunkt Lernen, emotio-
nale Störungen und sprachliche 
Behinderung. Diese Schülerinnen und 
Schüler erreichen oftmals einen regu-
lären Schulabschluss. Die Behaup-
tung, dass drei Viertel der Kinder an 
SBBZ keinen regulären Schulabschluss 
erreichen, ist in dieser undifferenzier-
ten Form eine Falschaussage.

„Beunruhigend ist, dass inzwischen 
Eltern und Lehrkräfte, die Inklusion 

für sinnvoll hielten, ins Zweifeln kom-
men und immer skeptischer werden. 
Ein Ausdruck dessen ist auch die im 
Mai 2017 veröffentlichte Langzeitdo-
kumentation „Ich. Du. Inklusion“ von 
Thomas Binn. Wer genau hinsieht, 
merkt schnell: Für Aussagen über 
Inklusion taugt der Film nicht.“
Der VBE merkt an: Der VBE verwahrt 
sich auch gegen diese undifferenzierte 
Aussage. Der Film „Ich. Du.Inklusion“, 
den der VBE unterstützt hat, zeigt, 
dass die derzeitigen schulischen Rah-
menbedingungen alle Beteiligten, die 
Inklusion wie der VBE durchaus für 
sinnvoll halten, in Überforderungssitu-
ationen bringen, die sich nachteilig 
auswirken. Inklusion wird hierbei im 
Film nicht zum Sündenbock erklärt. 
Warum sich eine Dokumentation über 
eine inklusive Beschulung nicht für 
Aussagen über Inklusion eignen soll, 
ist dem VBE ein Rätsel.

„Schule braucht dringend vernünf-
tige räumliche Bedingungen, kleinere 
Klassen und progressive pädagogi-
sche Ansätze, mehr Lehrerinnen und 
Lehrer, Sonderpädagoginnen und 
-pädagogen sowie Schulhelferinnen 
und -helfer. Nur dann können Kinder 
individuell betrachtet, unterstützt 
und gefördert werden.“
Dieser Aussage kann der VBE Baden-
Württemberg zu 100 % zustimmen.

„Ein gutes inklusives Schulsystem gibt 
es nicht zum Nulltarif. Wir können es 
nur erreichen, wenn die vorhandenen 
Mittel und die sonderpädagogische 
Förderung konsequent an die Regel-
schulen umgeschichtet werden. 
Solange sich die Politik vor dieser Ent-
scheidung drückt, wird es nicht funk-
tionieren.“
Der VBE weist in diesem Zusammen-
hang auf die Aussage der baden-
württembergischen Kultusministerin 
Dr. Susanne Eisenmann hin (Reutlin-
ger Generalanzeiger vom 27.07.2017): 
75 % der Eltern in Baden-Württem-

Der VBE widerspricht den Aussagen der behindertenpolitischen 
Sprecherin der grünen Bundestagsfraktion
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Der Teufel steckt 
im Detail
In unserem letzten Magazin, Ausgabe 
7/8, haben wir auf den Seiten 6 und 7 
über die Landespressekonferenz des 
Verbandes Bildung und Erziehung 
(VBE) Baden-Württemberg berichtet. 
Im Artikel hatten wir unter anderem 
geschrieben, dass sich 57 Prozent der 
Lehrkräfte in Baden-Württemberg 
trotz der schlechten Bedingungen 
nach wie vor für den gemeinsamen 
Unterricht aussprechen. Das ist nicht 
vollständig korrekt. 

Korrekterweise muss dieser 
Satz lauten:

„Lehrerinnen und Lehrer wurden 
dabei zur Umsetzung der Inklusion 
befragt: 57 % der Lehrkräfte befür-
worten Inklusion unter der Bedin-
gung, dass die notwendige finanzielle 

und personelle Ausstattung der Schu-
len für einen inklusiven Unterricht 
sichergestellt ist. Diese Bedingungen, 
zu denen unter anderem die Doppel-
besetzung in Inklusionsklassen ge-
hört, sind leider keineswegs sicherge-
stellt.“

Wir entschuldigen uns für diese Unge-
nauigkeit.

Zu ergänzen ist auch noch, dass neben 
Kindern mit emotional-sozialen Ent-
wicklungsstörungen auch andere 
Schülerinnen und Schüler eine große 
Herausforderung im inklusiven Unter-
richt darstellen. Neben den erwähn-
ten Schülerinnen und Schülern mit 
dem Förderschwerpunkt emotionale 
und soziale Entwicklung schätzen 
Lehrkräfte auch bei anderen Förder-
schwerpunkten den Förderbedarf als 
sehr hoch ein:
•	 88 % der Lehrkräfte schätzen den 

Förderbedarf von Schülerinnen und 

Schülern mit dem Förderschwer-
punkt emotional-soziale Entwick-
lung als sehr hoch ein. 

•	 85 % der Lehrkräfte schätzen den 
Förderbedarf bei Schülerinnen und 
Schülern mit dem Förderschwer-
punkt Lernen als sehr hoch ein. 

•	 76 % der Lehrkräfte schätzen den 
Förderbedarf beim Förderschwer-
punkt geistige Entwicklung als sehr 
hoch ein.

Schülerinnen und Schüler mit hohem 
Förderbedarf sind auf eine intensive, 
gute Beziehung zur Lehrkraft, auf 
angemessene sonderpädagogische 
Bildung und auf sehr viel Unterstüt-
zung im Unterricht angewiesen. 
Zumindest im Moment ist dies in 
inklusiven Settings aufgrund unzurei-
chender Rahmenbedingungen häufig 
nicht möglich. Schwerpunktmäßig 
handelt es sich dabei um die erwähn-
ten Gruppen der Schülerinnen und 
Schüler.

         Referat Sonderpädagogik

berg entscheiden sich für die Beschu-
lung ihres Kindes mit Anspruch auf 
ein sonderpädagogisches Bildungsan-
gebot an einem SBBZ. Genaue Zahlen 
der anderen Bundesländer liegen 
dem VBE BW im Moment nicht vor, 
aber auch in anderen Bundesländern 
zeigen die Eltern deutlich, dass sie 
inklusive Beschulung unter den vor-
handenen Bedingungen skeptisch 
sehen und deswegen häufig ableh-

nen. Der VBE fragt sich, ob die behin-
dertenpolitische Sprecherin das Eltern-
wahlrecht außer Acht lassen möchte, 
wenn sie der Ansicht ist, dass man ein 
gutes inklusives Schulsystem nur errei-
chen kann, wenn die vorhandenen Mit-
tel und die sonderpädagogische Förde-
rung konsequent an die Regelschulen 
umgeschichtet werden.Der VBE merkt 
an, dass ohne SBBZ die Schullandschaft 
deutlich an Qualität verlieren würde. Es 

Uschi Mittag
VBE-Referat
Sonderpädagogik

1

Praxistipps 
Für Lehrkräfte gut zu wissen  

Verband Bildung und Erziehung 
Baden-Württemberg

Pede / Mertens / Engel

Lehrergesundheit

Aus der VBE Schriftenreihe

Jetzt bestellen 
beim VBE Wirtschaftsservice:
www.vbe-wirtschaftsservice.de

Praxistipps 
Für Lehrkräfte gut zu wissen: Lehrergesundheit
Verschiedene Studien belegen es immer wieder schwarz auf weiß – 
der Lehrerberuf ist in der heutigen Zeit ein Beruf mit höchsten, vor 
allem psychischen Belastungen. Lehrkräfte müssen im Vergleich mit 
anderen Berufsgruppen überdurchschnittlich häufig ihr aktives Arbeits-
leben im Burn-out beenden. Jedes Jahr gehen in Deutschland viele 
Lehrkräfte aus gesundheitlichen Gründen früher in den Ruhestand. 
Nur ein Teil schafft es bis zum regulären Pensionsalter. Mit dieser Bro-
schüre möchte Sie der VBE bereits präventiv unterstützen.

A5-Querformat, 32 Seiten, 3,00 E für VBE-Mitglieder

ist Fakt, dass es Kinder gibt, die Sonder-
wege benötigen.
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In der Debatte um die Inklusion im 
Schulsystem stehen das Wohl und die 
individuelle Entwicklung jedes einzel-
nen Kindes für uns im Fokus. Um die-
ser Individualität entsprechen zu kön-
nen, setzt Baden-Württemberg auf 
die Wahlfreiheit der Eltern und ein 
durchlässiges Schulsystem. Dazu zäh-
len die SBBZ genauso wie ein inklusi-
ves Regelschulangebot. Einer Auflö-
sung der Förderschulen, wie von der 
Bundestagsabgeordneten Corinna 
Rüffers angeregt, erteilen wir deshalb 
eine klare Absage.

Eine Forsa-Umfrage unter 500 Leh-
rern in Baden-Württemberg  bestätigt 
unseren eingeschlagenen Weg. Viele 
Lehrer begrüßten darin auch die 
Inklusion an Regelschulen, da hier 
Toleranz und soziale Kompetenzen 
gefördert werden und Kinder gegen-
seitig voneinander lernen könnten. 
Diese Entwicklung möchten wir wei-
ter unterstützen.

Klar ist aber auch: Inklusion ist ein 
langfristig angelegter, gesamtgesell-
schaftlicher Prozess. Ich teile die Auf-
fassung von Corinna Rüffer, dass es 
ein gutes inklusives Schulsystem nicht 
zum Nulltarif gibt. Damit Inklusion 
erfolgreich umgesetzt werden kann, 
braucht es gute Rahmenbedingungen 
und Unterstützung für Lehrerinnen 
und Lehrer.

Aus diesem Grund stellt die grün-
geführte Landesregierung für die 
Umsetzung der schulischen Inklusion 

Stellungnahme zu Äußerungen von MdB Corinna Rüffer, der  
behindertenpolitischen Sprecherin der grünen Bundestagsfraktion, 
von Sandra Boser, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und  
bildungspolitische Sprecherin der Fraktion Grüne im Landtag BW

bis zum Schuljahr 2022 insgesamt 
1350 zusätzliche neue Lehrerstellen 
bereit. Gleichwohl gibt es zunehmend 
Schwierigkeiten, diese Stellen mit 
Sonderpädagogen zu besetzen, weil 
schlichtweg Lehrer fehlen.  Wir brau-
chen aber dringend qualifiziertes Per-
sonal, welches die Inklusion in den 
Schulen umsetzt. Deshalb wurden die 
pädagogischen Hochschulen gestärkt 
und das Fach Sonderpädagogik aus-
geweitet. Zudem soll in den Qualifi-
zierungsmaßnahmen der Haupt- und 
Werkrealschullehrer ein Schwerpunkt 
die sonderpädagogische Qualifizie-
rung darstellen.

Mit dem kommunalen Sanierungs-
fonds statten wir die Kommunen als 
Schulträger in den nächsten Jahren 
mit den notwendigen Mitteln aus, um 
beim barrierefreien Ausbau der Schu-
len voranzukommen. Das Land gibt 
im kommenden Jahr 106 Millionen 
Euro in den kommunalen Sanierungs-
topf. Im Jahr 2019 sind es 134 Millio-
nen Euro. Das Geld geht zu 80 Pro-
zent in die Sanierung von Schulen. 
Auch die neue Schulbauförderrichtli-
nie von 2015 geht auf den veränder-
ten Bedarf der Inklusion ein: Es gibt 
Zuschläge für Inklusion, zum Beispiel 
bei Umbaumaßnahmen, sowie Förde-
rungen für zusätzlichen Flächenbe-
darf.

Damit Schulen den Schritt zur inklusi-
ven Schule leichter vollziehen kön-
nen, steuert die Schulverwaltung 
einen Entwicklungsprozess, den wir 

mit weiteren, zusätzlichen Lehrerstel-
len unterstützen werden. Die Staatli-
chen Schulämter sind hier auf dem 
richtigen Weg und leisten gute Arbeit 
bei der Beratung. Diese Beratung soll 
die Eltern bei der  Entscheidung 
unterstützen, das richtige Angebot 
für ihr Kind zu finden. Ein differen-
ziertes Angebot wie Baden-Württem-
berg es offen hält braucht dies, um 
eine gute Orientierung zu bieten. Nur 
so werden die unterschiedlichen 
Chancen unseres Systems auch wirken 
können. Am Ende muss jedes Kind die 
besten Möglichkeiten auf ein selbst-
bestimmtes Leben erhalten – dafür 
werden wir uns weiterhin einsetzen. 
Diese Chancen enden nicht mit der 
Schulzeit, sondern gehen beim Über-
gang in Ausbildung und Beruf weiter.

Sandra Boser, Fraktion Grüne im Landtag 
Baden-Württemberg
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.Jetzt Teilnahme sichern unter: www.deutscher-schulleiterkongress.de

7. Deutscher Schulleiterkongress 2018

Eine Veranstaltung von:

Seien Sie dabei und lernen Sie von den Besten! Mit mehr als 2.500 Teilnehmern, 
über 120 Top-Referenten und 100 Vorträgen und Workshops ist der DSLK 
der größte Fachkongress für Schulleiter in ganz Deutschland.

Al

s Fo
rtbildung

anerkann
t

Wir sehen uns auf dem DSLK 2018!

Sofort anwendbare Lösungen für Ihren Arbeits alltag 
von über 120 Top-Referenten in 100 zukunfts-
weisenden Vorträgen und Workshops!  

Intensiver Austausch und wertvolle Networking-
Gelegenheiten mit Deutschlands renommiertesten 
Experten und 2.500 Kolleginnen und Kollegen!

All-inclusive-Verp� egung einschließlich aller Getränke 
und VIP-Shuttle-Service – ohne Extrakosten in einem 
Kongresszentrum der gehobenen Premiumklasse!

Ganz ohne Risiko anmelden dank der kostenlosen 
Rücktrittsgarantie!

Jetzt anmelden und

70 Euro 
Frühbucherrabatt sichern!

2018
Düsseldorf | 08.–10. März

»Wer etwas riskiert, kann verlieren. Wer nichts 
riskiert, der hat schon verloren. 
Respekt vor dem Unbekannten ist gut, Angst 
ist jedoch fatal. Ich zeige Ihnen auf dem DSLK 
2018 wie Sie in der Ungewissheit die Chance 
erkennen! 
Nutzen Sie das Potential des Unberechen-
baren und erschließen Sie ganz neue Möglich-
keiten für Ihre Schule!«

Jochen Schweizer
Abenteurer, Vorsitzender der Jochen Schweizer 
Unternehmensgruppe
und Referent auf dem DSLK 2018

Erfolgreiche Schulleitung 
mit Mut zum Risiko

DSLK2018_AZ_testim_0228.indd   7 03.03.17   09:26
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        Interview

Am 23.06.2017 interviewten die Karlsru-
her VBE-Kreisvorsitzenden Anja Born 
und Johannes Ruckenbrod in den Räu-
men des Staatlichen Schulamtes die 
Amtsleiterin des Staatlichen Schulamtes 
Karlsruhe Elisabeth Groß zu Themen des 
Schulalltags. An dieser Stelle herzlichen 
Dank an Elisabeth Groß, die sich viel Zeit 
für dieses Interview für den VBE genom-
men hat, sehr wertschätzend die VBE-
Delegation empfing und gut vorbereitet 
auf die Fragen antwortete. Die Antwor-
ten mussten  aufgrund des zur Verfü-
gung stehenden Platzes  gekürzt wer-
den und sind daher nicht wörtlich, son-
dern inhaltlich zu verstehen.

Born: Frau Groß, können Sie uns Infor-
mationen über die Lehrerversorgung im 
SSA KA geben?
Groß: Wir haben heute am 23.06.2017 
einen Stand in der Unterrichtsversor-
gung von 101 %, wobei der Prozess der 
Unterrichtsversorgung erst am 30. Sep-
tember 2017 abgeschlossen sein wird. 
Erfahrungsgemäß benötigen wir, um die 
Lehrerversorgung gut sicherstellen zu 
können, einen Versorgungsgrad von ca. 
106,5 % (Stand: Schuljahresbeginn 
2016/17). Anmerkung zur Drucklegung 
dieses Interviews: Am 10.08.2017 ist der 
Stand unserer Unterrichtsversorgung bei 
103,5 %. Es ist uns jetzt trotz extrem 

schwieriger Umstände gelungen, den 
Pflichtbereich an allen Schulen sicherzu-
stellen. Die extrem schwierigen Um-
stände betreffen die Umstellung der 
Studiengänge für die Lehrämter (Pri-
mar- , Sekundarbereich), die einhergin-
gen mit einer Studienzeitverlängerung  
und einem Rückgang an Studien-
bewerber(innen)/Studienabgänger(innen)- 
Kapazitäten um 50 %. Diese 50 % Studi-
enabgänger fehlen auf dem Lehrerar-
beitsmarkt und treffen auf eine Entwick-
lung, dass mehr Lehrpersonen notwen-
dig sind, um Ganztagsschulentwicklung, 
Inklusion oder pädagogische Schulprofil-
bildung der Schulen entsprechend leisten 
zu können.

Born: Gibt es Versorgungsunterschiede 
zwischen GS und Sek-I-Schulen und 
SBBZ?
Groß: Einen guten Effekt auf die Unter-
richtsversorgung hat aus Sicht des SSA 
KA die „Poolstundenzuweisung für 
Realschulen“, die im Direktbereich der 
Schulen sichergestellt ist.  Bei den SBBZ 
liegt Unterrichtsversorgung jetzt auf 
dem Niveau des Vorjahres. Zum Schul-
jahresbeginn 2017/18 wollen wir dann 
alles „unter Dach und Fach“ haben und 
hoffen auf eine erfolgreiche Resonanz 
unserer noch ausgeschriebenen Stellen 
unter www.lobw.de. 

Interview mit der Amtsleiterin des Staatlichen 
Schulamtes Karlsruhe Elisabeth Groß

Ruckenbrod: Welche Chancen haben 
Bewerber, die seit längerer Zeit abge-
schlossene Examina haben und nun 
nach einigen Jahren in den Schuldienst 
eingesetzt werden möchten?
Groß:  Wir ermutigen alle Bewerber, die 
in den Lehrerberuf einsteigen wollen 
und die passenden Voraussetzungen 
dazu haben, sich auf www.lobw.de 
unter VPO registrieren zu lassen und sich 
um Stellen zu bewerben. Im RP KA wird 
jeder Einzelfall geprüft, denn am Tele-
fon kann man den Sachverhalt oft nicht 
genau klären, was die Eckdaten eines 
Einsatzes in den Schulen betrifft (z. B. 
Fächerkombination, Schulform, regio-
nale Einsatzbereitschaft). In dieser Regis-
trierung oder im Anschreiben sollten 
alle relevanten aussagefähigen  Daten 
wie  bestandene Laufbahnprüfungen 
etc. aufgeführt und in Kopie oder PDF-
Format oder TIF-Format belegt werden. 
Dies ist auch wichtig für Bewerber/ 
-innen, die aus anderen Bundesländern 
kommen. Dann kann jeder Einzelfall 
geprüft und jede Chance genutzt wer-
den. Die Erfahrung zeigt, dass bei schul-
amtsübergreifendem Wechsel in einen 
anderen Schulamtsbezirk bei bereits ein-
gestellten Lehrer(inne)n die jeweiligen 
Personalräte gerne bereit sind, den 
Lehrpersonen durch Beratung bei der 
Versetzung zu helfen und auch individu-
elle Entscheidungen besprechen. 

Ruckenbrod: Wie hat sich die inklusive 
Beschulung von Kindern im Vergleich 
zum letzten Schuljahr entwickelt?
Groß: Nach derzeitigem Stand werden 
im Schuljahr 2017/18  insgesamt 353 
Schülerinnen und Schüler mit Anspruch 
auf ein sonderpädagogisches Bildungs-
angebot an einem inklusiven Setting 
teilnehmen. Davon besuchen in der 
Stadt KA insgesamt 202 Schüler/-innen, 
vorwiegend in gruppenbezogenen 

Von links: Anja Born, Elisabeth Groß, 
Johannes Ruckenbrod
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        Interview

Lösungen, ein inklusives Angebot, im 
Landkreis Karslruhe sind es 151 Schüler/ 
-innen, dort vorwiegend in kooperati-
ven Organisationsformen. Im Trend 
stellt das SSA KA bei inklusiven Bildungs-
angeboten fest, dass es aufgrund des 
Elternwahlrechts leichte Anstiege in den 
Förderbereichen Lernen und geistige 
Entwicklung, minimale Anstiege im 
Bereich emotionale und soziale Entwick-
lung und keine Anstiege im Bereich kör-
perliche und motorische Entwicklung 
gibt. Dies ist der momentane Stand der 
durchgeführten Bildungswegekonferen-
zen, die noch nicht vollständig abge-
schlossen sind. Grundsätzlich werden in 
den Bildungswegekonferenzen Grup-
penlösungen angestrebt. Wir haben mit 
der Stadt Karlsruhe gemeinsam seit nun-
mehr 7 Jahren eine runden Tisch Inklu-
sion eingerichtet, der gemeinsam jährlich 
ein Elternforum Inklusion veranstaltet. 

Born: Gibt es auch Schulen, die sich wei-
gern, ein inklusives Kind zu beschulen, 
oder müssen sich alle  Schulen im Schul-
amt Karlsruhe diesem Thema stellen 
und Kinder aufnehmen?
Groß: Meine Erfahrung ist, dass die 
Schulen weitestgehend dem Thema 
offen gegenüberstehen. Bei inklusiv 
beschulten Kindern ist auch zu berück-
sichtigen, dass das jeweilige Kind sehr 
individuell in den Blick genommen wer-
den muss und die Möglichkeiten der 
Schule in Passung zum Kind gebracht 
werden, damit die Inklusion eine Stim-
migkeit bekommt. Insoweit ist das SSA 
KA bei der Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention, des Schulgesetzes 
und der SBA-VO v. 08.03.2016 auf einem 
guten Weg. 

Ruckenbrod: Inwieweit haben Sie Ein-
fluss, wenn Umbaumaßnahmen am 
Schulgebäude für eine inklusive Beschu-
lung stattfinden müssen?
Groß: Bau und Unterhaltung der Schulge-
bäude fallen in die Zuständigkeit der 
Schulträger (§ 27 SCHG). Zur Ausführung 
des Gesetzes über die Förderung des 
Schulbaus wurde am 05.02.2015 die Ver-
waltungsvorschrift Schulbauförderung 
erlassen. Darin sind die Vorgaben für 
Zahl, Größe, Ausstattung von Schulraum 

festgelegt. Für die Umsetzung dieser Ver-
waltungsvorschrift, das heißt auch für 
Umbaumaßnahmen im Rahmen der 
Inklusion, ist das Regierungspräsidium 
zuständig. Es gibt zuvor die Bildungswe-
gekonferenz, an der auch ein/-e 
Vertreter/-in des Schulträgers teilnimmt, 
in der für jedes Kind mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf zum einen der indivi-
duelle Förderbedarf für das Kind festge-
legt wird. Zum anderen wird dort  auch 
festgelegt, welche sonstigen Möglich-
keiten und Notwendigkeiten für das 
Kind vorhanden sein müssen, um eine 
Beschulung so zu gestalten, dass das 
Kind bestmöglich lernen kann. Unter 
Berücksichtigung aller Faktoren  und 
erforderlichen Überlegungen wird der 
Aufwand von Maßnahmen auch finan-
ziell abgewogen, sodass möglichst viele 
zu beschulende Kinder und junge Men-
schen davon profitieren können. Was 
inklusive Umbaumaßnahmen betrifft, 
wird das  RP KA mit dem Schulträger vor 
dem Hintergrund der Bildungswege-
konferenz abwägen, welche Umbau- 
und Unterstützungsmaßnahmen vor-
handen sind oder welche geschaffen 
werden müssen.

Ruckenbrod: Wie kann das Staatliche 
Schulamt eingreifen, wenn es Schulen 
gibt, die mehr inklusive Beschulungen 
haben als andere? Der Organisationser-
lass sieht ja nicht vor, dass bei einer 
inklusiven Beschulung auch ein 
Anspruch auf mehr Stundenzuweisun-
gen besteht. Gibt es seitens des Schul-
amtes Möglichkeiten, diesen Schulen 
mit der Versorgung von zusätzlichen 
Lehrerstunden zu helfen?
Groß: In der Bildungswegekonferenz 
wird jede Situation einzeln betrachtet, 
engagiert diskutiert, ein gemeinsam 
getragenes pädagogisches Konzept 
erarbeitet und die Stundenzuweisung 
im Rahmen des Möglichen besprochen.
Mit den Beteiligten wird überlegt, ob 
am Standort und für das Kind eine Grup-
penlösung möglich sein kann. Weitere 
Unterstützungsmaßnahmen, die wir 
noch anbieten können, sind im Rahmen 
unseres Ergänzungsbereiches, der im 
Schuljahr 2017/18, wie schon angespro-
chen, ja sehr begrenzt sein wird. Wir fra-

gen uns in jeder Situation, wie wir im 
Rahmen unserer Möglichkeiten noch 
motivieren und unterstützen können, 
sei es in der Fortbildung, sei es durch 
eine schulpsychologische Unterstützung 
oder durch Unterstützung für gruppen-
dynamische Prozesse. 

Born: Unser nächstes Thema ist das 
Bewerbungsverfahren für A13 bei hori-
zontalem Laufbahnwechsel. 
Groß: Die Weiterqualifizierung von 
Lehrer(inne)n im Rahmen des horizonta-
len Laufbahnwechsels ist ein komplexer 
Prozess, der sich in verschiedene Stufen 
aufgliedert. Das SSA hat dazu bis zu 
einem Stichtag die infrage kommenden 
Lehrkräfte Gruppe 1 bis 3 ermittelt, die 
Daten an das RP weitergaben, welches 
diese Listen auf Korrektheit überprüfte. 
Die Schulen fertigten für interessierte 
Bewerber/-innen dienstliche Beurteilun-
gen, die im SSA KA formal geprüft und 
zur Entscheidung an das RP KA weiterge-
geben wurden, das die Entscheidungen 
über die Zulassung zur Qualifizierung 
trifft. Für am horizontalen Laufbahn-
wechsel interessierte Schulleiter/-innen, 
die das Ziel haben, die Fakultas Real-
schule zu erwerben und die bereits eine 
A13-Stelle innehaben, können sich den-
noch bewerben, weil sich damit für ihn/
sie mit der Weiterqualifizierung die 
Schulart verändert. Grundsätzlich gilt, 
dass dem horizontalen Laufbahnwechsel 
ein Bewerberverfahren zugrunde liegt. 
Für das SSA war das ein äußerst „sportli-
cher“ Prozess, zumal wir im SSA KA nicht 
nur aktuell mit einer überaus dünnen 
Personaldecke zu kämpfen haben, bei 
dem es sich um insgesamt 68 Vorgänge 
in einem zeitlich eng getakteten Prozess 
handelte. Es ist mir ein besonderes Anlie-
gen, in diesem Zusammenhang den 
Schulrät(inn)en und der Verwaltung sehr 
herzlich zu danken und einmal mehr 
deren engagierten und kompetenten 
Einsatz wertzuschätzen, ohne den das 
Programm nicht hätte bearbeitet wer-
den können.  

Anja Born, Joachim Ruckenbrod: Vielen 
Dank, Frau Groß, für das Interview und 
die Zeit, die Sie uns hierfür gegeben 
haben.
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         Landesbezirk Südwürttemberg

Am 30. Juni 2017 trafen sich die stell-
vertretende Landesbezirksvorsitzende 
Anja Bartenschlager, Geschäftsführe-
rin Margit Malek, Rektor Walter Beyer, 
Beirat Andreas Gronbach und der stell-
vertretende Landesbezirksvorsitzende 
Alfred Vater zur Telefonaktion „Noch 
keine Anstellung? Wie geht es weiter 
nach dem Referendariat?“ an der 
Grundschule in Wald. Die Einstellungs-
situation ist so gut wie schon seit vie-
len Jahren nicht mehr. An den Grund-
schulen und Sonderschulen herrscht 
sogar Lehrer- bzw. Lehrerinnenman-
gel. Die Zukunftsaussichten für junge 
Lehrkräfte sind also ausgezeichnet, 
was die Referentinnen und die Refe-
renten besonders freute, hatte der 
VBE doch jahrelang gegen den Stel-
lenabbau in Baden-Württemberg 
gekämpft. Aus diesem Grund gab es 
nur zwei Anfragen in diesem Bereich. 

Dennoch gab es Anfragen zur Verlän-
gerung des Vorbereitungsdienstes, 
Möglichkeiten des Wechsels des Semi-
nars, Bewerbungen in andere Bundes-
länder und Fragen zur Stelleninforma-
tion der Regierungspräsidien. Beson-
ders bei der Stelleninformation fühlte 
sich eine Person schlecht beraten, da 

Von links: Anja Bartenschlager, Andreas Gronbach, Walter Beyer, Alfred Vater, 
Margit Malek

ihr nicht klar war, dass man an die 
Schule mit dem größten Bedarf zuge-
wiesen wird. Hier sieht vor allem Alf-
red Vater einen Verbesserungsbedarf 
in der Beratung der Regierungspräsi-
dien. Kompetent konnten die Referen-
tin und die Referenten Rede und Ant-
wort stehen.                           Alfred Vater

         Landesbezirk Nordwürttemberg

Zum Schuljahresausklang lud der 
VBE-Geschäftsführer des Landesbe-
zirks Nordwürttemberg, Thomas 
Frankenhauser, den Vorstand mit 
Familien zu sich in seinen Garten in 
Mutlangen zu einem „Landesbe-
zirksgrillen“ ein. Seine Frau hatte 
zuvor alles Notwendige eingekauft. 
Thomas Frankenhauser ließ es sich 
nicht nehmen, seine Gäste persön-
lich mit Leckerem vom Holzkohlen-
grill zu verwöhnen. So ließ er den 
Rauch nicht in den Landesbezirk 
rein (warum auch?), sondern beim 
Grillen kräftig gen Himmel steigen, 
sodass die Kleidungsstücke der Teil-
nehmer noch am nächsten Tag 
intensiv an das Gartenfest erinner-
ten. Die VBEler aus Nordwürttem-
berg brachten Salate, Nachtisch 
und gute Laune mit. Erik Stegmaier 
(KV HN) hatte einen Gaskugelgrill 

dabei und Lachsfilets, die er mit einer 
raffinierten Marinade überzog, bevor 
er sie auf Holzbretter in den Grill legte. 
Zuerst wurde mit Sekt angestoßen, 
den Karin Jodl (KV GP) gut gekühlt ser-
vierte, dann unterhielt man sich ange-
regt bis in den Abend hinein. Neben-
her wurden die Autos mit verschiede-
nen Materialien für die nächste 
VBE-Veranstaltung beladen. Die Kin-
der störte das wenig; sie tobten im 
Garten herum, benützten ausgiebig 
die Spielgeräte und naschten zwi-
schendurch von den köstlichen Him-
beermuffins, die Stephanie Gomolzig, 
die neue Rems-Murr-Kreis-Vorsitzende 
(KV WN), gebacken hatte. Die einhel-
lige Meinung der Gäste beim Ade-
Sagen war: „Das sollten wir künftig 
unbedingt wiederholen!“
Michael Gomolzig, 
Landesbezirksvorsitzender

VBE-Geschäftsführer 
lässt keinen Rauch in 
den Landesbezirk rein, 
sondern Rauch beim 
Grillen aufsteigen

Telefonaktion:  
Noch keine Stelle – 
was tun?
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Fachlehrkräfte- und
Arbeitnehmertag

Qualifiziert! 
Engagiert!
Honoriert?

Jetzt vormerken:

25. Oktober 2017

Mittelberg-Grundschule, 88400 Biberach

Programm
14.00 Uhr   Eröffnung: „Schwäbagogisches“ 
	 mit Hugo Brotzer	
14.10 Uhr	 Begrüßung und Regularien
14.15 Uhr	 Interaktive Vorträge mit Dr. Thomas Hertel und
	 Bernhard Rimmele, VBE-Referat Arbeitnehmer
14.45 Uhr	 Kaffeepause
15.15 Uhr	 Fishbowl mit Siegfried Lorek, CDU 
	 Sandra Boser, Grüne
	 Dr. Stefan Fulst-Blei, SPD  
	 Dr. Timm Kern, FDP
	 Dr. Thomas Hertel, Seminarsprecher
	 Bernhard Rimmele, VBE
16.15 Uhr	 Workshops aus den Bereichen 
	 Religion, Kunst und Musik, 
	 Selbstverteidigung, Management, 
	 Gehirn und Lernen ... 
17.15 Uhr	 Abschluss mit Beratungsstationen

Information und Anmeldung

      Reformen-
           Reform

        Fest steht,
       dass nichts 
         für immer 
        feststeht!Rosemarie Mohr

Leitung Referat Fachlehrkräfte im 
VBE Baden-Württemberg:
rosemarie.mohr@vbe-bw.de

Das Basisteam:

Ernst Vater Georg Mak Martin Badent
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         Landesbezirk Südbaden

VBE fordert 
Lehrerbedarfsplan
„Es ist lobenswert, welch vielfältige 
Ideen die Kultusministerin präsentiert, 
um den Schulbetrieb wenigstens in der 
Grundversorgung aufrechtzuerhalten. 
Dennoch sind einige Einzelmaßnah-
men mit deutlicher Vorsicht zu genie-
ßen.“ Diese Ansicht vertritt die 
Geschäftsführerin des Verbandes Bil-
dung und Erziehung (VBE) Südbaden, 
Nadine Possinger (Freiburg), und 
beklagt gleichzeitig, dass vor allem – 
aber nicht nur – in den letzten fünf 
Jahren eine nicht verantwortbare 
Sparpolitik notwendige Investitionen 
in die Bildung blockierte. 

Die 2011 vom Landesrechnungshof  
propagierten und von der Politik 
bereitwillig übernommenen Stellen-
streichungen waren Gift für die Bil-
dungspolitik. In der Folge muss heute 
Kultusministerin Eisenmann die 
Q-Frage (Frage nach der Qualität) stel-
len. Durch den nimmermüden Einsatz 
des VBE sind die Stellenstreichungen 
jetzt endlich vom Tisch. „Der Bedarf für 
Neuinvestitionen ist da und wir freuen 
uns über neue Einsichten der Finanzmi-
nisterin, deren Hardliner-Positionen 

sich durch den neuen Druck von allen 
Seiten aufweichen“, so Possinger. 

In der Geschichte des Landes Baden-
Württemberg habe es noch nie einen 
Lehrerbedarfsplan gegeben, so der 
VBE, obwohl die Schülerzahlen der 
Grundschulen mindestens sechs Jahre 
im Voraus planbar sind. Statt hier weit-
sichtig zu planen und zu investieren, 
ist politisches Handeln immer mehr 
darauf bedacht, kurzfristig innerhalb 
einer Wahlperiode zu denken und 
somit auch nur kurzfristige Erfolge zu 
erzielen. „Nach uns die Sintflut!“ ist 
aber ein schlechtes Motto für langfris-
tige Bildungserfolge. Der momentane 
Zustand mit Lehrerknappheit und 
ihren Ausblühungen sei eine Folge der 
Nicht-Zurkenntnisnahme langfristiger 
Entwicklungen. Namens des VBE for-
dert Possinger deshalb die Erstellung 
eines Lehrerbedarfsplanes, damit dras-
tische Engpässe, wie sie derzeit wahr-
zunehmen sind, erst gar nicht mehr 
vorkommen. 

Kritisch sieht der VBE, dass das Ministe-
rium darauf vertraut, dass Pensionierte 
und schulartfremde Personen die Schul-
entwicklung voranbringen sollen. Der-
zeit sind es landesweit keine 400 Pensi-
onäre, die sich vor allem in Flüchtlings-

klassen engagieren. Viele verlassen auf 
Antrag schon mit 63 Jahren den Schul-
dienst, weil Bildung und Erziehung von 
Kindern unter heutigen Bedingungen 
eine Schwerstarbeit geworden ist. 

Um eine weitere Gruppe herauszugrei-
fen: Wenn Gymnasiallehrkräfte in der 
Grundschule eingesetzt werden sollen, 
fehlt ihnen von der Ausbildung her die 
grundschulspezifische Pädagogik. Nach 
Ansicht des VBE genügt eine vorgese-
hene Schnellbleiche keinesfalls, um ein 
fundiertes Studium der Grundschulpä-
dagogik zu ersetzen.

Wenn es auch schwierig wird, so arbei-
tet der VBE weiterhin daran, das Minis-
terium zu begleiten, um für die 
Zukunft tragfähige Lösungen zu fin-
den. Kurzfristig allerdings sind Zweifel 
angebracht, ob ein echter Sprung nach 
vorn gelingen kann. Stattdessen wird 
man sich kurzfristig auch mit kleinen 
Verbesserungen begnügen müssen. 

Nadine Possinger
Geschäftsführerin des 
VBE Südbaden

Bildung in Not –
Bildung tut not
Aber woher die Lehrkräfte 
nehmen und nicht stehlen?

Die Not an den Schulen ist groß. Die 
Lehrerversorgung für das kommende 
Schuljahr ist nicht gesichert, auch nicht 
im Pflichtbereich, obwohl es von offizi-
eller Seite immer wieder so in der 
Öffentlichkeit lanciert wird. Für den 
Verband Bildung und Erziehung (VBE) 
ist es klar, dass der Pflichtbereich nur 
dann gesichert ist, wenn für die ent-
sprechende Schulart genügend ausge-
bildete Lehrkräfte zur Verfügung ste-
hen. Es ist keine gültige Problemlösung, 

sogenannte „Nichterfüller“ oder Päda-
gogik-Studenten oder Lehrkräfte ohne 
gültige zweite Staatsprüfung für die 
entsprechende Schulart – also beispiels-
weise Gymnasiallehrkräfte in Grund-
schulen – zur Unterrichtung der Schüle-
rinnen und Schüler einzustellen. Dies 
kann und darf höchstens ein schnell 
einzuschlagender und vorübergehen-
der Notnagel sein, um die größte Not 
zu lindern.

Dabei wurden in der Vergangenheit 
große Fehler gemacht. Der schlimmste 
war die vom Rechnungshof angeleierte 
und von der grün-roten Regierung 
durchgeführte Streichung von fast  
12 000 Lehrerstellen. Aber es geht wei-
ter: auch 2017 kann man an Gymnasien 

nicht von einer guten Versorgung spre-
chen. Hier stünden Lehrkräfte zur Ver-
fügung, aber die sollen an Grundschu-
len eingesetzt werden, wo die Not noch 
größer ist. Und der Rechnungshof 
spricht auch schon wieder von weiteren 
vermeintlich nötigen Stellenkürzungen.

Kultusministerin Eisenmann hat in einer 
Pressekonferenz weitere Maßnahmen 
vorgestellt. Dabei begrüßt der VBE, 
wenn Teilzeitkräfte ihr Deputat freiwil-
lig aufstocken oder wenn beurlaubte 
Lehrkräfte gebeten werden, die Beur-
laubung vorzeitig abzubrechen. Leider 
befinden sich unter den angedachten 
Maßnahmen aber auch solche, die der 
VBE ablehnt. Vorgesehene Abordnun-

weiter auf Seite 38
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Mit Power

 Schuljahr ins neue

Südbadischer Junglehrertag
27. September 2017 

Veranstaltungsort 

Bildungs- und Beratungszentrum (BBZ) Stegen
Erwin-Kern-Straße 1-3, 79252 Stegen bei Freiburg
 
www.bbzstegen.de

Programm
  8:00 Uhr  Ankommen bei Kaffee und Brezel
  8:30 Uhr Begrüßung 
  9:00 Uhr  Hauptvortrag mit Plenumsdiskussion 
 Dr. Felix Winter: Die neuen Möglichkeiten in  
 der Leistungsbewertung nutzen! 
 Die Anforderungen an die schulische Leistungsbeurteilung sind stark gestiegen.  
 Insbesondere soll sie mehr Rückmeldung liefern und dem Ziel der Förderung aller  
 Schülerinnen und Schüler dienen. Aber auch die Kompetenzorientierung der Bildung 
 wirft bezüglich der Leistungsbeurteilung neue Fragen auf. Inzwischen gibt es an vielen 
 Schulen Erfahrungen mit „Neuen Formen der Leistungsbeurteilung“. Wie aber setzt man 
 sie Erfolg versprechend ein und welche Schwierigkeiten sind dabei zu bewältigen? Der 
 Referent ist einer der wenigen Experten auf diesem Gebiet. Er wird einen Überblick über
 die neuen Aufgaben und Möglichkeiten der Leistungsbeurteilung geben und ausführlich 
 auf Fragen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Veranstaltung eingehen.

11:15 Uhr Workshop 
12:30 Uhr Mittagspause 
13:45 Uhr Workshop Fortführung (bis 15:30 Uhr)

Frühbucherrabattsichern!Bei Anmeldung bis spätestens 
15. September 2017!

Südbadischer Junglehrertag.indd   1 13.07.17   11:17
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         Landesbezirk Nordbaden

Gelungene Premiere
Sommerfest des LBZ

Geladen von der LBZ-Vorsitzenden 
Andrea Friedrich und dem LBZ-
Geschäftsführer Andreas Baudisch 
strömten am Freitagnachmittag, 23. 
Juni 2017, viele VBE-Funktionäre der 
Kreisverbände und Bezirksgruppen 
aus allen Regionen des Landesbezirks 
nach Mannheim. Das Vorberei-
tungsteam bestand neben den ein-
gangs Genannten auch aus der  Stell-
vertreterin Franziska Gramlich und 
dem Stellvertreter Michael Mercatoris. 
Sie hatten in liebevoll vorbereiteten 
Räumen des Gemeindehauses der 
Pfarrgemeinde St. Lioba in Mannheim 
eine wohltuende Atmosphäre geschaf-
fen. Diese bildete eine ideale Basis für 

den zwanglosen Austausch von Ver-
bandserfahrungen und bot genügend 
Zeit,  sich ohne inhaltlichen Erfolgs-
druck auf der privaten Ebene besser 
kennenzulernen. Die „Durchmi-
schung“ hätte nicht besser sein kön-
nen. Vom stellvertretenden Landesvor-
sitzenden Gerhard Freund über den 
langjährigen LBZ-Vorsitzenden Bert-
hold Schwind bis zu den jüngsten Ver-
treterinnen von Studentengruppen 
waren alle Alters- und Erfahrungs-
gruppen vertreten.

Begeistert stellte der Schreiber dieser 
Zeilen fest, wie sich die junge VBE-
Generation an denselben christlichen 
Werten ausrichtet wie „wir Alten“ und 
mit welch großer Empathiebereit-
schaft und mit welchem enormen Fleiß 
in der Schule mit den Schülerinnen 

und Schülern und in den Personalräten 
und Kollegien mit den Kolleginnen 
und Kollegen umgegangen wird. 

Mit dieser „Mann- und Frauschaft“, in 
der Erfahrung und Jugend so harmonisch 
zusammenwirken, ist der Landesbezirk 
für die Zukunft bestens aufgestellt. 

Man kann zu der Idee des Sommerfes-
tes nur gratulieren. Ein großer Dank 
gilt den Organisatoren und allen Mit-
wirkenden, denen mit diesem Nach-
mittag und Abend ein grandioser 
Erfolg für den Zusammenhalt unseres 
VBE-Landesbezirks gelang. Alle Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer freuen 
sich bereits jetzt auf die Wiederholung 
des Sommerfests im kommenden Jahr.
Joachim Mack, Pressesprecher 
VBE Nordbaden

gen oder Versetzungen in Mangelberei-
che dürfen nur in gegenseitigem Einver-
nehmen mit allen Beteiligten erfolgen, 
denn es ist klar, dass Lehrkräfte nur dann 
erfolgreich unterrichten können, wenn 
sie am Morgen nicht schon unglücklich 
über lange Anfahrten oder uner-
wünschte Ortswechsel die Schule betre-
ten. Dabei haben bisher alle Regierun-
gen versäumt, einen Wohnortsbonus 
einzuführen. Damit ist gemeint, dass es 
doch auch in guten Zeiten der Lehrer-
einstellung möglich gemacht werden 
müsste, dass Lehrkräfte, die im Kreis 
Waldshut ansässig sind, auch bevorzugt 
im Kreis Waldshut eingestellt werden. 
Dasselbe gilt für Lehrkräfte aus Rottweil 
für Rottweil und Lehrkräfte aus Tuttlin-
gen für Tuttlingen usw. Es ist auch keine 
Lösung, das vermeintlich gut versorgte 
Freiburg durch Versetzungen „auf das 
Land“ zu entleeren.

Freiburg ist zwar besser versorgt als die 
anderen südbadischen Landkreise, aber 
von einer guten Versorgung zu reden, 
spricht jeglicher Realität Hohn. Auch 
dort klaffen auffallende Lücken in der 

Unterrichtsversorgung. Aber bisher hat 
es keine Regierung gegeben, die es für 
nötig hielt, den Lehrerbedarf auch auf 
Jahre hinaus vorauszuberechnen. Nicht 
jedes Jahr ist 2015, als der Flüchtlings-
zustrom diese Planung zunichtege-
macht hätte. Schlimmer: Durch die an 
sich positive Verlängerung des Studi-
ums für Grundschullehrerinnen und 
-lehrer fällt zum neuen Schuljahr ein 
ganzer Einstellungsjahrgang (400 Lehr-
kräfte) aus.

Pensionäre sollen die Unterrichtsversor-
gung retten. Das ist nicht die schlech-
teste Notlösung, aber sicher auch keine 
zukunftsweisende Lösung. Und wenn 
400 Pensionäre in den Schuldienst 
zurückgekehrt sind, dann muss auch 
gesagt werden, dass es sich keinesfalls 
um 400 Volldeputate handelt. Pensio-
näre haben im Allgemeinen eine sehr 
reduzierte Unterrichtsverpflichtung, da 
die steuerlichen Auswirkungen des 
Zusatzverdienstes für große Irritatio-
nen sorgen. Niemand arbeitet gerne 
für das Finanzamt. Und nicht zu verges-
sen: Alle 400 Pensionäre wurden zu den 

Sommerferien entlassen. Momentan 
hat sich diese Zahl also auf null redu-
ziert und jede/-r muss neu angefragt 
werden, ob er/sie weitermache. Auch 
auf diese Art kann man Kolleginnen 
und Kollegen „wertschätzen“.

Wir sehen zusammenfassend, dass der 
„Patient Bildung“ noch große Gesun-
dungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
in sich birgt und dass alle bisherigen 
Regierungen ihren Beitrag dazu leiste-
ten, dass es zu den derzeitigen Mangel-
erscheinungen gekommen ist. Wenn 
Geld in die Bildung gesteckt wird, so 
sind dies keinesfalls Ausgaben, sondern 
es ist ein Wertschöpfungsfaktor. Das 
muss die Politik lernen und verinnerli-
chen. Der VBE wird weiterhin darauf 
hinwirken

Dr. Christoph Wolk
Vorsitzender
VBE Südbaden

         Landesbezirk Südbaden
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Der Lehrerinnen- und Lehrertag ist für VBE Mitglieder und 
Nichtmitglieder kostenfrei.
Wir freuen uns auf Ihr Kommen!

Bitte melden Sie sich formlos an 
bis spätestens Montag, 06.11.2017, bei 
Andreas Baudisch, Geschäftsführer 
VBE-Landesbezirk Nordbaden
E-Mail: andreas.baudisch@vbe-bw.de

Informationen erhalten Sie auch bei 
Andrea Friedrich, VBE-Landesbezirks-
vorsitzende Nordbaden
E-Mail: andrea.friedrich@vbe-bw.de

Themen:

- 	Mobile Endgeräte – Nutzungs-
	 möglichkeiten für die Lehrkraft:
	 Notenprogramme im Vergleich, Apps für den Unterricht
-	 Elternarbeit
-	 Der Junge VBE berät: Alles rund um das Referendariat und die ersten Dienstjahre
-	 Allgemeine Beratung: Probezeit, dienstliche Beurteilung, Verweildauer, Versetzung ...

Programm:

14.00 Uhr 	 Begrüßung Andrea Friedrich, VBE-Landesbezirksvorsitzende Nordbaden	
14.15 Uhr	 Infozeit 1
14.15 Uhr	 Kaffeepause / Zeit für Austausch
15.45 Uhr	 Infozeit 2
16.45 Uhr	 Verabschiedung

Junglehrerinnen- und
Junglehrertag

des VBE Nordbaden
10. November 2017

Gemeindezentrum St. Clara
Stengelstraße 4

68239 Mannheim-Seckenheim

Anmeldung und Information:
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          Aus den Kreisverbänden

KV Albstadt
Traditionelles Weiherfest beim Kreisverband 
Zum diesjährigen Weiherfest am 12. Juli 2017 luden Frau Rei-
nelt aus Meßkirch-Schnerkingen und die Seniorenvertreterin 
Hilde Boeker wieder alle VBE-Mitglieder ein. Der KV-Vorsit-
zende Alfred Vater und die Geschäftsführerin Margit Malek 
gaben die Einladung gerne weiter. Viele Aktive und Pensio-
näre folgten der Einladung und verbrachten bei strahlendem 
Sonnenschein einen geselligen Nachmittag bei Kaffee und 
Kuchen. Gerne sprachen ehemalige Personalräte mit aktiven 
Personalräten über frühere Aktivitäten und Unternehmun-
gen. Gegen Abend gab es die traditionell selbst geräucherten 
Forellen und leckeren Salat.  Dabei diskutierten die VBE-Mit-
glieder über die aktuellen Themen der Bildungspolitik und 
zeigten sich besorgt über den akuten Lehrerinnen- bzw. Leh-
rermangel an Grund- und Sonderschulen, der eben auch 
hausgemacht sei. Man kann nicht jahrelang über einen Stel-
lenabbau diskutieren, Gehaltserhöhungen häufig verschie-
ben und sich dann noch wundern, wenn aufgrund der Pensi-
onierungswelle plötzlich zu wenige Lehrkräfte zur Verfügung 
stehen. Selbstverständlich blieb auch viel Zeit für viele private 

Gespräche. Die Anwesenden waren sich darüber einig, dass 
sie im nächsten Jahr gerne wieder zu dieser geselligen Zusam-
menkunft kommen werden.                                

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Kreisverband haben oder weitere 
Informationen wünschen, wenden Sie sich an den Kreisverbandsvorsitzenden Alfred 
Vater: alfred.vater@vbe-bw.de

Sichtlich gut gelaunt: Kreisvorsitzender Alfred Vater und die 
Geschäftsführerin Margit Malek

KV Freiburg 
Neuer VBE-Vorstand gewählt
Im Mittelpunkt der diesjährigen Mitgliederversammlung des 
Kreisverbandes Freiburg stand die Neuwahl des Vorsitzen-
den. Wolfgang Schmitt, der das Amt des Vorsitzenden sie-
ben Jahre lang innehatte, gab seinen Rücktritt aus berufli-
chen Gründen bekannt. Als Nachfolgerin wurde Nadine Pos-
singer gewählt. Kathrin Reepen und Lukas Beck bleiben 
weiterhin in ihren Funktionen als Stellvertreterin und 
Geschäftsführer tätig.  Wolfgang Schmitt bedankte sich bei 
den Mitgliedern des Vorstandes für die langjährige gute und 
vertrauensvolle Zusammenarbeit. Die vielfältigen Aufgaben 
gemeinsam anzupacken und zu bewältigen sei ihm immer 
eine Freude gewesen. Sein besonderer Dank galt der neu 
gewählten Vorsitzenden Nadine Possinger, die in ihrer Funk-
tion als Junglehrervertreterin hervorragende Arbeit für den 
VBE geleistet habe. Die neue Vorsitzende bedankte sich im 
Namen der Mitglieder und der Vorstandschaft beim schei-
denden Vorsitzenden und überreichte ihm ein kleines Prä-

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Kreisverband haben oder Informatio-
nen wünschen, wenden Sie sich an die Kreisverbandsvorsitzende Nadine Possinger: 
nadine.possinger@vbe-bw.de

Wolfgang Schmitt gratuliert Nadine Possinger.

sent. Ein Präsent wurde auch Elisabeth Ierasts überreicht, die 
nach vielen Jahren Mitgliedschaft im Örtlichen Personalrat 
Freiburg in den wohlverdienten Ruhestand geht. 

Schulkreis Lörrach-Waldshut
Bezirksgruppe Waldshut
Felicitas Adlung (Bild) informierte Ende Juni interessierte Kolle-
ginnen und Kollegen über das komplexe Thema „Mutter-
schutz, Elternzeit, Elterngeld ...“ in der GMS Albbruck unter der 
Tagungsleitung von Beatrix Götz, Vorsitzende der BG Waldshut. 
Im Anschluss an die Info-Veranstaltung gab es noch die Gele-
genheit, Felicitas Adlung zu eigenen, speziellen Fragen zu 
befragen. Felicitas Adlung erwies sich dabei als kompetente 
Expertin in diesem Bereich. Nach gut eineinhalb Stunden gin-
gen die Teilnehmer/-innen gut informiert nach Hause.



VBE Magazin • September 2017
41

.

.

.

          Aus den Kreisverbänden

Schulkreis Lörrach-Waldshut
Bezirksgruppe Lörrach
15 Interessierte kamen Mitte Juli in die Lörracher Realschule, 
um sich über die Bestimmungen von Mutterschutz, Elternzeit 
und Elterngeld zu informieren. Nicole Bündtner-Meyer (Bild), 
Mitglied im Bezirkspersonalrat Freiburg, konnte die komplexe 
Materie an Fallbeispielen erörtern und auf konkrete Nachfra-
gen der Teilnehmerinnen antworten sowie wertvolle Tipps 
geben. Auf einzuhaltende Termine, Schutzbestimmungen für 
Schwangere und Fristen wurde hingewiesen, die Möglichkeit 
der Aufteilung der Elternzeit unter den Eltern sowie die 
Berücksichtigung der Ferienabschnitte wurden an anschauli-
chen Beispielen verdeutlicht. Die Dauer und Höhe des Eltern-
geldes bzw. ElterngeldPlus vervollständigten den Vortrag. Eck-
hard Süß organisierte die Veranstaltung und dankte Nicole 
Bündtner-Meyer für die informative Veranstaltung. Eckhard Süß

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Schulkreis (mit den Bezirksgruppen  
Lörrach, Waldshut-Tiengen und Bad Säckingen) haben, wenden Sie sich an die Schul-
kreisvorsitzende Sonja Dannenberger: sonja.dannenberger@vbe-bw.de

KV Ortenau 
Fortbildung mit Dr. Heinz Klippert
Bei sommerlichen Temperaturen versammelten sich am 22. 
Juni 159 Teilnehmer in der Mensa der Otto-Hahn-Realschule 
in Lahr, um den Ausführungen von Herrn Dr. Heinz Klippert 
zu lauschen. Der bekannte Schulentwickler und Methoden-
trainer referierte auf Einladung des VBE-Kreisverbandes 
Ortenau zum Thema „Individuell fördern, aber wie? Anre-
gungen zum Umgang mit Heterogenität in der Schule“. Dr. 
Klippert stellte die „Zauberworte“ Individualisierung, Diffe-
renzierung und Einzelkindbetreuung, die der wachsenden 
Heterogenität entgegengestellt werden, in puncto Alltags-
tauglichkeit auf den Prüfstand und belegte dies mit anschau-
lichen Beispielen aus seiner jahrelangen Arbeit an Schulen. 
Diese Förderansätze, so Klippert, ließen Lehrer wie Schüler 
schnell an ihre Grenzen geraten. Im Laufe der Veranstaltung 
zeigte der Referent anschaulich Strategien auf, die eine För-
derkultur innerhalb der Regelklasse für Schüler und Lehrer 
praktikabel machen. Auch Ideen zum Methodenlernen wur-
den präsentiert. Am Ende gab es viel Lob und Dank für den 
gelungenen Vortrag für Herrn Dr. Klippert, aber auch für die 

V. l.: Marko Baumelt-Huber (Konrektor Otto-Hahn-Realschule / 
KV Ortenau), Michael Mai (Vorsitzender KV Ortenau), 
Dr. Heinz Klippert, Karin Zapf  (Geschäftsführerin KV Ortenau), 
Christian Reinbold (Rektor Otto-Hahn-Realschule),
Nicola Heckner (stellvertretende VBE- Landesvorsitzende)

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Kreisverband haben oder weitere 
Informationen wünschen, wenden Sie sich an den Kreisverbandsvorsitzenden 
Michael Mai: M.B.C.C.Mai@t-online.de

tolle Planung und Organisation der Veranstaltung durch 
Karin Zapf, Marco Baumelt-Huber und die beteiligten Lehrer 
und Schüler der Otto-Hahn-Realschule.       Sabrina Schneider

KV Ostwürtt./Göppingen und KV Stuttgart
Telefonaktion: Noch keine Anstellung – 
wie geht‘s weiter nach dem Referendariat?
Die Ansprechpartner der Telefonaktion Isabell Blumenschein, 
Karin Jodl, Thomas Frankenhauser (KV Ostwürttemberg /Göp-
pingen) und Katrin Scharfe (KV Stuttgart) waren für die Bera-
tung der Lehramtsanwärter/-innen gut vorbereitet. Wie bei der 
aktuellen Einstellungssituation und beim momentanen Lehr-
kräftemangel zu erwarten, war der Beratungsbedarf gering. 
Der Nachmittag wurde ausgefüllt durch ein Beratungsge-
spräch, den Austausch zwischen den Kreisverbänden und einen 
kühlen Eiskaffee. Auch wenn aufgrund der momentan guten 
Einstellungschancen ein geringer Beratungsbedarf besteht, 
wird die Telefonberatung selbstverständlich in den kommen-

den Jahren weiterhin Bestandteil des VBE-Beratungskonzepts 
sein. Die beteiligten VBE-Kreisverbände wünschen allen neu 
eingestellten Lehrkräften einen guten Start ins Schuljahr 
2017/18. 
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          Aus den Kreisverbänden

KV Ostwürttemberg/Göppingen
VBE überreicht begehrte Schuljahresplaner 
an Lehreranwärterinnen und Lehreranwärter 
Im Juli 2017 war der VBE-Kreisverband am Schwäbisch 
Gmünder Seminar GWHRS drei Tage mit seinem Stand vor 
Ort, rüstete interessierte Referendarinnen und Referendare 
mit Schreib- und Infomaterialien aus und übergab den 
neuen Schuljahresplaner an seine Mitglieder. Erwin Hutten-
lau, Isabell Blumenschein, Gabriele Tetzner und Karin Jodl 
konnten außerdem nicht nur weitere Schuljahresplaner an 
neu gewonnene Mitglieder ausgeben, sondern diesen auch 
das wichtige Lehrerinnen- und Lehrerhandbuch mit allen 
Gesetzestexten und Verordnungen überreichen. Damit sind 
sie bestens für die anstehende Schulrechtskundeprüfung 
ausgerüstet. Am 27. September und 17. Oktober bietet der 
VBE außerdem am Seminar Schwäbisch Gmünd Schulrechts-
Crashkurse zur intensiven Vorbereitung an.

Erwin Huttenlau (Mitte) und Karin Jodl (rechts) überreichen die 
Schuljahresplaner an VBE-Mitglieder.

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Kreisverband haben oder weitere 
Informationen haben möchten, wenden Sie sich an den Kreisvorsitzenden Erwin  
Huttenlau: emhuttenlau@aol.com

KV Pforzheim
Teilpersonalversamlung
Große Freude herrschte beim VBE Pforzheim über den Besuch 
und das Grußwort des VBE-Landesvorsitzenden Gerhard Brand 
bei der Teilpersonalversammlung für Schulleitungen im Juni in 
Bad Liebenzell. Trotz hochsommerlicher Temperaturen kamen 
viele zu dieser Veranstaltung, um Informationen über die bren-
nenden Themen zu erhalten, ihre Fragen einzubringen und zu 
diskutieren. Als Dankeschön überreichte die Kreisvorsitzende 
Ursula Butscher-Zahn einen Korb mit Liebenzeller Sprudelsor-
ten an Gerhard Brand. 

V. l.: Lena Eger, Alex Maier, Ursula Butscher-Zahn, Gerhard Brand, 
Peter Krüger.

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Kreisverband haben oder weitere 
Informationen wünschen, wenden Sie sich an die Kreisverbandsvorsitzende Ursula 
Butscher-Zahn: ursula.butscher-zahn@vbe-bw.de

KV Karlsruhe
Erste Hilfe – schulpraktisch
Studentinnen/Studenten und Lehramtsanwärter/-innen wer-
den über kurz oder lang schnell und adäquat reagieren müs-
sen: nicht nur in pädagogischen, sondern auch in medizini-
schen Fragen! Wie verhält man sich bei Verletzungen von 
Schutzbefohlenen richtig? Diese Frage stand im Mittelpunkt 
eines Erste-Hilfe-Kurses, der am 15. Juli in der Marylandschule 
Karlsruhe angeboten wurde. Ausbilder Häfner von den Malte-
sern arbeitete 40 Jahre lang in Viernheim an einer integrierten 
Gesamtschule und kann auf viel Erfahrung zurückgreifen. Dies 
kam den Teilnehmerinnen des Kurses zugute: Wie sieht die 
Ersthilfe bei Sportunfällen aus? Wie verhält man sich, wenn ein 
Kind über Bauchkrämpfe klagt oder die Anzeichen auf eine 
Gehirnerschütterung schließen lassen? Es standen die besonde-
ren Anforderungen an einer pädagogischen Einrichtung im 
Vordergrund. Neben dem Erlernen einer „praktikablen stabi-
len Seitenlage“ war die Wiederbelebung ein Thema, zudem 
erhielten alle Anwesenden Unterlagen für den Gebrauch im 
weiteren Arbeitsleben. Für das leibliche Wohl war vonseiten 

des Kreisverbandes gesorgt, sodass nach einem rundum gelun-
genen Tag alle Kursteilnehmer zufrieden den Heimweg antra-
ten und für zukünftige Notfalleinsätze bei Kindern und 
Jugendlichen nun bestens gewappnet sind!                 Peter Jock

Wenn Sie Interesse an der Mitarbeit in unserem Kreisverband haben oder weitere 
Informationen wünschen, wenden Sie sich an den Kreisverbandsvorsitzenden 
Johannes Ruckenbrod: johannes.ruckenbrod@vbe-bw.de
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 Veranstaltungen der Kreisverbände
Wer? Wann? Wo? Was?

KV Karlsruhe 15.09.2017 
Freitag   
16.00 Uhr

Marylandschule 
Rhode-Island-Allee 70 
76149 Karlsruhe

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: johannes.ruckenbrod@vbe-bw.de

KV Reutlingen/
Tübingen

15.09.2017 
Freitag   
14.30 Uhr

Staatl. Seminar 
Alteburgstraße 150 
72762 Reutlingen

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: Anja.Bartenschlager@vbe-bw.de

Schulkreis Lörrach-
Waldshut

15.09.2017 
Freitag   
14.00 Uhr

Schlosshof Tiengen Auf den Spuren der Tiengener Juden Führung durch das jüdische 
Tiengen mit Manfred Emmerich. Anschließend Einkehr im Café Zeitlos, 
Bahnhofstraße 3. Anmelden bei: rosi.drayer@gmx.de

KV Freiburg 19.09.2017 
Dienstag   
18.15 Uhr

Wentzinger-RS 
Falkenbergstraße 21 
79110 Freiburg

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: Nadine.Possinger@vbe-bw.de

Schulkreis Lörrach-
Waldshut

21.09.2017 
Donnerstag   
16.30 Uhr

Meret-Oppenheimer- 
Schulzentrum  
Steinen

Neu im Dienst Ulrike Mölbert informiert: Neu an der Schule, meine 
Aufgaben als Klassenlehrer/-in, der erste Elternabend, Elterngespräche 
führen. Anmelden bei: claudia-willman@web.de

KV Ostwürttem-
berg/Göppingen

27.09.2017 
Mittwoch   
17.00 Uhr

Staatl. Seminar 
Lessingstraße 7 
73525 Schw. Gmünd

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: gabriele.tetzner@vbe-bw.de

KV Rottweil/
Villingen- 
Schwenningen

28.09.2017 
Donnerstag   
15.00 Uhr

Anne-Frank- 
Schulverbund 
Engen

Als Tarifbeschäftigte/-r im Schuldienst Informationen zum Tarifergebnis 
und weitere Arbeitnehmerfragen. Im Anschluss individuelle Beratung. 
Referent: Bernhrd Rimmele. Anmelden: sandra.win@gmx.net 

KV Albstadt 29.09.2017 
Freitag   
14.30 Uhr

Seminar Albstadt 
Burgelder Steige 7 
72459 Albstadt

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: alfred.Vater@vbe-bw.de 

KV Ulm-Alb/Donau
KV Biberach

30.09.2017 
Samstag   

Treffpunkt:  
Buswendeplatte  
Ulm/Böfingen

Ulmer Höhenweg. 5- bis 6-stündige Wanderung über die Höhen inner- 
und oberhalb Ulms mit wunderbaren Ausblicken auf die Münsterstadt. 
Anmelden bei Martin Badent: Martin.Badent@vbe-bw.de

KV Baden-Baden 4.10.2017 
Mittwoch   
10.00 Uhr

EDEKA Fleischwerk 
Messering 2 
76287 Rheinstetten

Pensionärsveranstaltung. Besichtigung des Fleischwerkes. Anmeldung 
bei Gabriele Merkel, Telefon 07245-3946 oder merkel.gaby@gmail.com

Schulkreis Lörrach-
Waldshut

4.10.2017 
Mittwoch   
16.00 Uhr

Weihermattenschule 
Bad-Säckingen

Cajón-Kurs für Anfänger. Der Referent Patrick Huber zeigt Rhythmen und 
Spiele für den Unterricht. Kosten für Mitglieder: 15 Euro, Nichtmitglieder: 
25 Euro. Anmelden bei: Anette.Trost@vbe-bw.de

KV Ulm-Alb/Donau
KV Biberach

6.10.2017 
Freitag   
14.30 Uhr

Staatl. Seminar 
Hügellstraße 25/1 
88074 Meckenbeuren

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: judith.bischoff@vbe-bw.de

KV Rottweil/
Villingen- 
Schwenningen

10.10.2017 
Dienstag   
17.00 Uhr

Realschule 
Lehenstraße 15 
Donaueschingen

Ihr Wissen – Ihr Vorteil! Mutterschutz, Elternzeit, Elterngeld ...  
Referenten: Marianne Markwardt, Stefan Zeilfelder. Anmelden bei Stefan 
Zeilfelder: stefan.zeilfelder@vbe-bw.de

KV Rottweil/
Villingen- 
Schwenningen

11.10.2017 
Mittwoch   
16.00 Uhr

Benediktinerkirche 
Schulgase 21 
Villingen

Schätze der Region Orgelführung mit Konzert an der rekonstruierten 
Silbermann-Orgel in Villingen. Referenten Georg Koch, Ulrich Kolberg. 
Anmelden bei: ulrike.denzel@vbe-bw.de

KV Albstadt 11.10.2017 
Mittwoch   
15.00 Uhr

Grundschule Wald 
Sankertsweiler Str. 6 
88639 Wald

Inklusion – Chancen und Grenzen Wenn Anspruch auf Wirklichkeit trifft. 
Referentin: Uschi Mittag, Leiterin VBE-Referat Sonderschulen. Anmeldun-
gen an: margit_malek@web.de (bis 04. Oktober)

KV Freiburg 14.10.2017 
Samstag   
12.30 Uhr

Löwen-Lichtspiele 
Kentzingen

ICH. DU. iNKLUSION – Wenn Anspruch auf Wirklichkeit trifft Film mit 
anschließender Podiumsdisskusion. Leitung: Silke Siegmund und Barbara 
Timm. Anmelden bis 30.09. bei: nadine.possinger@vbe-bw.de

KV Ostwürttem-
berg/Göppingen

17.10.2017 
Dienstag   
17.15 Uhr

Staatl. Seminar 
Lessingstraße 7 
73525 Schw. Gmünd

Crashkurs Schul- und Beamtenrecht Ausflug durch die wichtigsten 
Bereiche zur Vorbereitung auf die Schulrechtskundeprüfung. Für alle 
Schularten geeignet. Anmeldung an: gabriele.tetzner@vbe-bw.de

Schulkreis Lörrach-
Waldshut

18.10.2017 
Mittwoch   
18.00 Uhr

Zum Fährmann 
Bad Säckingen

Mitgliederversammlung Unter anderem stehen Neuwahlen der komplet-
ten Vorstandschaft auf der Tagesordnung.

KV Rottweil/
Villingen- 
Schwenningen

19.10.2017 
Donnerstag   
17.00 Uhr

Hotel Hirt 
Oberhofenstraße 5 
Deißlingen

Horizotaler Laufbahnwechsel gemäß § 21 Landesbeamtengesetz 
Informationen von Referent Norbert Hinz. Anschließend Mitgliederver-
sammlung und Neuwahl des Vorstandes

Informationen zu diesen sowie weiteren Veranstaltungen finden 
Sie auf unserer Homepage: www.vbe-bw.de oder 
auf unserer Facebook-Seite unter Veranstaltungen.
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Kann ICH die Welt retten?
Katrin Schüppel

trategischer und fairer Konsum ist ein viel diskutiertes Thema. Dieses Buch mit Kopiervor-
lagen zeigt, wie jeder im Rahmen seiner Möglichkeiten damit beginnen kann, verantwor-
tungsvoll zu leben: Die Jugendlichen erhalten Informationen z. B. zu Globalisierung und 

Klimawandel, zur Kinderarbeit oder über den „ökologischen Fußabdruck. Die vollständig überarbei-
tete und aktualisierte Neuauflage dieses Buches geht auch auf Trendthemen, wie Veganismus oder 
Unverpackt-Läden, ein. Die Schüler setzen sich so mit ihrem eigenen Konsumverhalten auseinander 
und entwickeln persönliche Kriterien für ihr zukünftiges Verhalten im Alltag.

Zielgruppe: Klasse 8-13, Sozialkunde & Gesellschaftslehre, geeignet für weiter führende Schulen

 Verlang an der Ruhr; Buch  Bestell-Nr. 2059 Preis: 21,99 Euro

Cornells Naturerfahrungsspiele 
für Kinder und Jugendliche 
Jospeh Cornell

nser beliebtestes „Naturprodukt“ bekommt einen Ableger: Diese Sonderedition fasst die 
besten Spiele des bekannten Naturpädagogen Joseph Cornell komprimiert zusammen! Die 
moderne, farbige Gestaltung, das aktualisierte Vorwort, die ausgewählten Lieblingsspiele 

und die aufs Wesentliche reduzierten Erklärungen und Anleitungen sind ideal für alle, die es lieber 
etwas kompakter mögen. Ansonsten ist alles ganz „naturgetreu“: Cornells Methode des Flow Lear-
ning macht aus den Schülern in vier Phasen echte Naturfreunde.

Zielgruppe: Klasse 1-13, Sachunterricht, geeignet für Grundschulen

 Verlang an der Ruhr; Buch, 248 Seiten  Bestell-Nr. 2058 Preis: 20,99 Euro

Mathematik anders lernen – 
Mit Bildern und Geschichten
Differenziertes Arbeitsmaterial zu den zentralen Lernthemen
Doris Bocka

elbsterklärende Bildimpulse zu mathematischen Zusammenhängen, die begeistern: Die 
Bildergeschichten zu Beginn jedes Kapitels liefern Sprechanlässe über das mathematische 
Thema hinaus und stellen so Querverbindungen zum Deutsch- und Sachunterricht her.

Zielgruppe: Klasse 1-2, Grundschule

 Cornelsen Verlag; Buch, 64 Seiten  Bestell-Nr. 2062 Preis: 14,99 Euro

Verband Bildung und Erziehung (VBE)

LV Baden-Württemberg

Heilbronner Straße 41 • 70191 Stuttgart

E-Mail: VBE@VBE-BW.de


